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B.
Verordnungen, 

Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung

Allgemeine Innere Verwaltung

557 Erteilung einer 
Vermessungsgenehmigung

(Dipl.-Ing. Gerhard Müller)

Bezirksregierung 
33.2416 

Düsseldorf, den 16. Dezember 2005

Ich habe dem Öffentlich bestellten Vermessungs-
ingenieur

Dipl.-Ing. Gerhard Müller 
Mühlenstraße 20
47441 Moers

die Genehmigung erteilt, Katastervermessungen -
jedoch ohne Aufnahme der Grenzniederschrift-
durch den

Vermessungsassessor Dipl.-Ing. Thomas Welz

ausführen zu lassen (Vermessungsgenehmigung I).

An die
Kreise
und kreisfreien Städte 

als Katasterbehörden 
des Regierungsbezirks

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 461

558 Ungültigkeitserklärung 
von Polizeidienstausweisen

(PD Rau, PHK Jürgen Pütz-Bosse, 
KHK Raupach, PK Holger Doege

Bezirksregierung
25.3.1.1504

Düsseldorf, den 19. Dezember 2005

Nachfolgend aufgeführte Polizeidienstausweise sind
in Verlust geraten und werden hiermit für ungültig
erklärt:

Nr. 0316264 des PD Rau i. R., ausgestellt am
19.03.2003 durch die ZPD NRW.

Nr. 0209670 des PHK Jürgen Pütz-Bosse, ausge-
stellt am 18.11.2002 durch die ZPD NRW.

Nr. 502/00392 des KHK Raupach, ausgestellt am
14.11.2002 durch PP Essen.

Nr. 0319207 des PK Holger Doege, ausgestellt am
16.06.2003 durch die ZPD NRW.

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 461

559 Bekanntmachung der 
Zweckverbandssatzung für den 

Zweckverband Verkehrsverbund 
Rhein-Ruhr (VRR)

Bezirksregierung
31.1.6.20

Düsseldorf, den 19. Dezember 2005

Hiermit mache ich gemäß § 20 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 11 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die
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kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.1979
(GV. NRW. S. 621/SGV. NRW. 202), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 15.02.2005 (GV. NRW.
S. 102), die von der Verbandsversammlung des
Zweckverbandes Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
(VRR) am 27.10.2005 bzw. 09.12.2005 beschlosse-
nen Änderungen der Satzung des VRR durch Ver-
öffentlichung der Satzung in der Fassung des Be-
schlusses der Verbandsversammlung vom 09.12.
2005 bekannt:

Zweckverbandssatzung
für den

Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
in der Fassung des Beschlusses der 

Verbandsversammlung vom 9. Dezember 2005

Zweckverbandssatzung
für den

Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
in der Fassung des Beschlusses der 

Verbandsversammlung vom 31. Mai 1996

geändert

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
11. Juni 1997 (§ 24)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
30. September 1999 (§§ 5,19,20,21,27)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
10. Dezember 1999 (§§ 9,14,18)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
13. Dezember 2000 (§ 14)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
19. Juni 2001 (§§ 4, 10, 15, 16, 18, 19, 22)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
6. Dezember 2001 (§§ 5, 10, 16, 17, 18, 19)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
21. März 2002 (§§ 9 und 15)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
4. Dezember 2002 (§ 27 und Protokollnotiz zu
§ 27)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
14. Juli 2004 (§§ 1, 3, 4, 5, 7, 8, 10, 13, 16, 17, 27)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
28. Juni 2005 (§§ 3a, 5, 12, 18, 19, 20, 21, 27
einschl. Protokollnotiz)

– durch Beschluss der Verbandsversammlung vom
9. Dezember 2005

Inhaltsübersicht
§ 1 Verbandsmitglieder 

§ 2 Name und Sitz

§ 3 Ziele

§ 3a Begriffsbestimmungen

§ 4 Aufgaben im SPNV

§ 4a Aufgaben im ÖPNV

§ 4b Planungsaufgaben 

§ 5 Weitere Aufgaben 

§ 5a Eigene Angelegenheiten 

§ 6 Übertragung der Aufgaben auf die VRR AöR

§ 8 Organe des Zweckverbandes 

§ 9 Zusammensetzung der Verbandsversammlung

§ 10 Zuständigkeit der Verbandsversammlung

§ 11 Einberufung der Verbandsversammlung 

§ 12 Stimmrecht 

§ 13 Beschlussfähigkeit und Abstimmungen 

§ 14 Verbandsvorsteher 

§ 15 Entschädigung 

§ 16 Dienstkräfte

§ 17 Finanzierung des Schienenpersonen-
nahverkehrs

§ 18 Finanzierung des ÖSPV

§ 19 Verbandsumlage 

§ 20 Leistungen des Zweckverbandes 
zur Finanzierung des ÖSPV

§ 21 Rücknahme der Finanzierungsübertragung

§ 22 Finanzierung des Eigenaufwandes 
des Zweckverbandes

§ 23 Finanzierung der VRR AöR

§ 24 Rechnungsprüfung 

§ 25 Ergänzende Rechtsvorschriften 

§ 26 Öffentliche Bekanntmachungen 

§ 27 In-Kraft-Treten/Schlussbestimmungen 

Protokollnotiz zu § 19 Absatz 5 

Protokollnotiz zu § 21 

Protokollnotiz zu § 23

Protokollnotiz zu § 27 

Zweckverbandssatzung für den Zweckverband
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr

§ 1
Verbandsmitglieder

(1) Die Stadt Bochum,

die Stadt Bottrop, 

die Stadt Dortmund, 

die Stadt Düsseldorf,

die Stadt Duisburg,

der Ennepe-Ruhr-Kreis,

die Stadt Essen,

die Stadt Gelsenkirchen,

die Stadt Hagen, 

die Stadt Herne, 

die Stadt Krefeld, 

der Kreis Mettmann,

die Stadt Monheim am Rhein,

die Stadt Mönchengladbach,

die Stadt Mülheim an der Ruhr,

der Rhein-Kreis Neuss,

die Stadt Neuss,

die Stadt Oberhausen,

der Kreis Recklinghausen,

die Stadt Remscheid,

die Stadt Solingen, 

der Kreis Viersen,

die Stadt Viersen und

die Stadt Wuppertal

bilden gemäß § 5 Abs. 1 des Gesetzes über den öf-
fentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-
Westfalen (ÖPNVG NRW) vom 07.03.1995 (GV.
NW. 1995 S. 196) zur gemeinsamen Aufgaben-
wahrnehmung auf dem Gebiet des öffentlichen
Personennahverkehrs (ÖPNV) im Kooperations-
raum Rhein-Ruhr, der sich aus der anliegenden
Karte ergibt, einen Zweckverband nach dem Ge-
setz über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG)
vom 01.10.1979 (SGV. NW. 202).
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(2) Der Beitritt weiterer Kreise und kreisfreier
Städte ist möglich.

§ 2 
Name und Sitz

(1) Der Zweckverband führt den Namen

„Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr“.

(2) Er hat seinen Sitz in Essen. Bei Neuwahl des
Verbandsvorstehers kann die Verbandsversamm-
lung den Sitz neu bestimmen.

§ 3
Ziele

(1) Der Zweckverband verfolgt das Ziel, für die
Bevölkerung ein bedarfsgerechtes, an marktwirt-
schaftlichen Grundsätzen ausgerichtetes und in-
nerhalb des Kooperationsraumes koordiniertes
ÖPNV-Leistungsangebot sicherzustellen. Er wirkt
darauf hin, dass die Verbandsmitglieder

– die gemeinsame Wahrnehmung der Aufgaben
unterstützen und die dazu gefassten Beschlüsse
in ihrem eigenen Einflussbereich umsetzen und

– unter Beachtung der regionalen Verkehrsbezie-
hungen den weiteren Ausbau eines einheitlichen
Verkehrssystems fördern.

(2) Der Zweckverband hat nach § 2 Abs. 3
ÖPNVG NRW eine angemessene Bedienung der
Bevölkerung durch den ÖPNV zu gewährleisten.
Die dazu notwendige Zusammenarbeit des Landes,
des Zweckverbandes, der Verbandsmitglieder und
der Verkehrsunternehmen des ÖPNV in Verkehrs-
verbünden ist mit dem Ziel weiterzuentwickeln,
durch koordinierte Planung und Ausgestaltung des
Leistungsangebotes, durch einheitliche und nut-
zerfreundliche Tarife, durch eine koordinierte
Fahrgastinformation unter Berücksichtigung von
Menschen mit Hör- und Sehbehinderung sowie
durch einheitliche Qualitätsstandards die Attrak-
tivität des ÖPNV zu steigern.

(3) Die Verbandsmitglieder verpflichten sich, die
Ziele des Zweckverbandes aktiv zu fördern und
wirken auf die Umsetzung der Beschlüsse des
Zweckverbandes in ihrem Einflussbereich hin.

(4) Der Zweckverband wirkt darauf hin, im An-
hörverfahren gemäß § 14 PBefG als Behörde im
Sinne von § 14 Abs. 1 Nr. 2 PBefG beteiligt zu
werden.

§ 3a 
Begriffsbestimmungen

(1) Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) im
Sinne des Gesetzes besteht aus dem straßengebun-
denen Personennahverkehr (ÖSPV) und dem schie-
nengebundenen Personennahverkehr (SPNV).
SPNV sind die Verkehre, die auf Grundlage des
Allgemeinen Eisenbahngesetzes (AEG) erbracht
werden. ÖSPV sind die Verkehre, die auf der
Grundlage des Personenbeförderungsgesetzes
(PBefG) erbracht werden.

(2) Verbundverkehrsunternehmen sind Verkehrs-
unternehmen, die im Verbundgebiet fahrplanmäßi-
ge Linienverkehre für die Allgemeinheit

1. entweder

a) im ÖSPV aufgrund eigener Genehmigung
(§ 13 oder § 13a PBefG) oder als Betriebs-
führer (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 PBefG) nach den
§§ 42 und 43 PBefG durchführen

oder

b) im SPNV auf der Grundlage eines SPNV-
Verkehrsvertrages mit dem Zweckverband
VRR oder der VRR AöR nach den Vorschrif-
ten des AEG erbringen

und

2. einen Kooperationsvertrag mit dem VRR abge-
schlossen haben, der die Beteiligung an der Fi-
nanzierung der Verbundaufgaben vorsieht

oder

entsprechende Regelungen im Verkehrsvertrag
vereinbart haben

und

3. den Verbundtarif anwenden und in die Einnah-
menaufteilungssystematik des VRR eingebun-
den sind.

(3) ÖSPV-Unternehmen sind Verbundverkehrsun-
ternehmen im Sinne von Abs. 2 Ziffer 1 Buchst. a).

(4) SPNV-Unternehmen sind Verkehrsunterneh-
men, die im Verbundgebiet fahrplanmäßige Lini-
enverkehre für die Allgemeinheit im SPNV auf der
Grundlage eines SPNV-Verkehrsvertrages mit dem
Zweckverband VRR oder der VRR AöR nach den
Vorschriften des AEG erbringen.

(5) Verkehrsunternehmen, die Verkehrsleistungen
auf der Grundlage eines Vertrages mit dem Zweck-
verband VRR oder der VRR AöR oder auf der
Grundlage einer Genehmigung gem. PBefG erbrin-
gen, den Verbundtarif anwenden und nicht alle 
in Absatz 2 genannten Kriterien erfüllen, sind
sonstige Verbundunternehmen.

(6) Kommunale Verbundverkehrsunternehmen
sind ÖSPV-Unternehmen, deren unmittelbare oder
mittelbare Gesellschafter oder Eigentümer fast
ausschließlich Verbandsmitglieder sind.

§ 4 
Aufgaben im SPNV

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, den
Schienenpersonennahverkehr (SPNV) als Aufga-
benträger und als zuständige Behörde im Sinne
des § 3 Abs. 2 ÖPNVG NRW zu planen, zu organi-
sieren und auszugestalten. Er schließt hierzu mit
SPNV-Unternehmen Verkehrsverträge ab.

(2) Zur Ausgestaltung des SPNV entwickelt der
Zweckverband Konzepte und Standards, insbe-
sondere für Sicherheit, Service, Qualität und
Fahrzeuge.

(3) Das fahrplan- und kapazitätsmäßige SPNV-
Angebot zur Bedienung der Allgemeinheit und
dessen Mitfinanzierung durch den Zweckverband
gemäß § 17 ist jährlich in einem von der Verbands-
versammlung zu beschließenden SPNV-Etat fest-
zulegen. Im SPNV-Etat sind das SPNV-Leistungs-
angebot und dessen finanzielle Auswirkungen, ge-
gliedert nach SPNV-Unternehmen, darzustellen.

(4) Soweit die Planung, Organisation und Ausge-
staltung von Linienverkehren des SPNV das Gebiet
anderer Zweckverbände berührt, arbeitet der
Zweckverband mit diesen Zweckverbänden zusam-
men. § 6 Abs. 1 ÖPNVG NRW bleibt unberührt.

§ 4a 
Aufgaben im ÖPNV

(1) Der Zweckverband wirkt gemäß § 5 Abs. 3
ÖPNVG NRW auf eine integrierte Verkehrsgestal-
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tung im ÖPNV hin, insbesondere auf die Fortent-
wicklung des bestehenden Gemeinschaftstarifes,
auf die Bildung kooperationsraumübergreifender
Tarife mit dem Ziel eines landesweiten Tarifs, auf
ein koordiniertes Verkehrsangebot im ÖPNV und
einheitliche Beförderungsbedingungen, Produkt-
und Qualitätsstandards, Fahrgastinformations-
und Betriebssysteme und ein übergreifendes Mar-
keting.

(2) Der Zweckverband bildet gemäß § 5 Abs. 3
Satz 2 i.V. m. § 14 Abs. 2 Satz 1 ÖPNVG NRW ei-
nen Gemeinschaftstarif und einheitliche Beförde-
rungsbedingungen und wirkt auf deren Anwen-
dung und Fortentwicklung hin. Zu diesem Zweck
stellen die Verbandsmitglieder sicher, dass Linien-
verkehre im Sinne des Personenbeförderungsge-
setzes nur von solchen Verkehrsunternehmen er-
bracht werden, die den Verbundtarif anwenden
und sich am Einnahmenaufteilungsverfahren des
Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr beteiligen.

(3) Der Zweckverband wirkt gemäß § 6 Abs. 3
ÖPNVG NRW auf die Bildung von landesweiten
Tarif- und landeseinheitlichen Beförderungsbedin-
gungen sowie die Bildung kooperationsraumüber-
greifender Tarife mit dem Ziel, eines landesweiten
Tarifs hin.

§ 4b 
Planungsaufgaben

(1) Der Zweckverband stellt gemäß § 8 ÖPNVG
NRW einen Nahverkehrsplan für den SPNV auf
und koordiniert ihn gemäß § 9 Abs. 3 Satz 2
ÖPNVG NRW mit den Nahverkehrsplänen benach-
barter Zweckverbände unter Mitwirkung der be-
troffenen Aufgabenträger und Verkehrsunterneh-
men. Er wirkt darauf hin, dass die Verbandsmit-
glieder gemäß § 8 Abs. 2 ÖPNVG NRW den VRR-
Nahverkehrsplan beachten. Der Nahverkehrsplan
ist Grundlage für den SPNV-Etat (Abs. 2)

(2) Der Zweckverband betreibt Verkehrsinfra-
strukturplanung als Grundlage für Verkehrspla-
nungen gemäß §§ 7 und 8 ÖPNVG NRW.

(3) Der Zweckverband nimmt als Träger öffentli-
cher Belange zu den Anträgen im Sinne des Pla-
nungsrechts Stellung. Dabei stimmt er sich mit
den kommunalen Gebietskörperschaften und Ver-
bundverkehrsunternehmen ab. Ebenso nimmt er in
technisch-wirtschaftlicher Hinsicht Stellung zu
Anträgen der kommunalen Gebietskörperschaften
und der Verbundverkehrsunternehmen für investi-
ve Maßnahmen des kommunalen ÖPNV nach dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG), so-
weit diese Auswirkungen auf den SPNV haben.
Dabei unterstützt er die Planungstätigkeit der
kommunalen Gebietskörperschaften und der Ver-
bundverkehrsunternehmen.

§ 5 
Weitere Aufgaben

(1) Dem Zweckverband VRR wird die Finanzie-
rung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen
der ÖSPV-Unternehmen auf der Basis der europa-
rechtlichen Vorschriften und nach Maßgabe des
Absatzes 2 und der §§ 18 bis 20 übertragen.

(2) Der Zweckverband ermittelt in Zusammenar-
beit mit den Verbandsmitgliedern und den ÖSPV-
Unternehmen die Höhe der Beträge für den Aus-
gleich der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtun-
gen, und gleicht diese nach Maßgabe der §§ 18 bis
20 aus. Dazu erstellt der Zweckverband für das je-

weilige Geschäftsjahr den Verbundetat und für das
vergangene Geschäftsjahr die Ergebnisrechnung:

a) Der Verbundetat weist die auf der Grundlage
der Finanzierungsrichtlinie errechneten Aus-
gleichsbeträge sowie die Finanzierungsbeträge
(Verbandsumlage) je Gebietskörperschaft, ÖSPV-
Unternehmen und Betriebszweig aus. Dazu
stellen die ÖSPV-Unternehmen Anträge nach
der Finanzierungsrichtlinie.

Weitere Grundlage des Verbundetats sind die
Aufwands-, Ertrags- Betriebsleistungs- und
Kapazitätsdaten aller im Verbund zu erbringen-
den ÖSPV-Leistungen. Dazu fragt der Zweck-
verband bei den ÖSPV-Unternehmen die erfor-
derlichen Plandaten ab.

b) Die Ergebnisrechnung stellt die Ist-Ausgleichs-
beträge auf der Basis der Verwendungsnach-
weise den Soll-Ausgleichsbeträgen sowie den
Ist- und Soll-Finanzierungsbeträgen gegenüber
und ermittelt eine evt. Überkompensation der
ÖSPV-Unternehmen. Dazu ermitteln die ÖSPV-
Unternehmen die Aufwands-, Ertrags-, Be-
triebsleistungs- und Kapazitätsdaten für ihre
im Verbund erbrachten ÖSPV-Leistungen (Ist-
Daten).

c) Näheres zu Abs. 1 und 2 regelt die Finanzie-
rungsrichtlinie. Die von den ÖSPV-Unterneh-
men übermittelten Daten sind entsprechend
§ 22 Nr. 6 Abs. 1 Satz 1 VOL/A und § 323 Abs. 1
Satz 1 HGB sorgfältig zu verwahren und ver-
traulich zu behandeln.

(3) Der Zweckverband ist zuständig für die Ein-
nahmenaufteilung zwischen den den Verbundtarif
anwendenden Verkehrsunternehmen.

Näheres regeln die Einnahmenaufteilungsrichtli-
nie und der VRR-Einnahmenaufteilungsvertrag.

(4) Der Zweckverband kann von den ÖSPV-Un-
ternehmen weitere Daten abfragen, die zur Erfül-
lung seiner Aufgaben nach §§ 3, 4a und 5 erforder-
lich sind. § 5 Abs. 2 Buchst. c Satz 2 gilt entspre-
chend.

(5) Der Zweckverband ist zuständig für die ÖPNV-
Fahrzeugförderung nach § 13 ÖPNVG NRW.

Näheres regelt die Richtlinie zur Fahrzeugförde-
rung.

(6) Der Zweckverband trifft bei Nichteinigung
über das Leistungsangebot und/oder die Finanzie-
rung von Verkehrslinien, die mehrere Aufgaben-
träger betreffen, die abschließende Entscheidung.
Dies gilt entsprechend für die Nichteinigung im
Rahmen der Abstimmung von Nahverkehrsplänen
gemäß § 9 Abs. 3 Satz 1 ÖPNVG NRW.

(7) Die Verbandsmitglieder können weitere Aufga-
ben auf den Zweckverband übertragen (§ 5 Abs. 3
Satz 4 ÖPNVG NRW). Soweit einzelne Verbandsmit-
glieder Aufgaben auf den Zweckverband übertragen
oder ihn mit deren Durchführung betrauen, erfolgt
dies durch öffentlich-rechtliche Vereinbarung.

(8) Die Verbandsmitglieder können die Übertra-
gung der Finanzierung (Abs. 1) auf den Zweckver-
band unter den Voraussetzungen des § 21 rückgän-
gig machen.

§ 5a
Eigene Angelegenheiten

(1) Dem Zweckverband obliegt gemäß § 5 Absatz
1 Satz 2 GkG die Verwaltung seiner eigenen Ange-
legenheiten.
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(2) Gemäß § 18 Absatz 3 Satz 1 GkG finden auf
die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen
des Zweckverbandes die Vorschriften über Wirt-
schaftsführung und Rechnungswesen der Eigenbe-
triebe sinngemäß Anwendung.

(3) Die Verwaltung der eigenen Angelegenheiten
des Zweckverbandes umfasst

1. die Wirtschaftsführung und das Rechnungswe-
sen des Zweckverbandes gemäß § 18 Absatz 3
GkG in Verbindung mit §§ 9 ff Eigenbetriebs-
verordnung, insbesondere die Aufstellung des
Wirtschaftsplans, die Buchführung und Kosten-
rechnung sowie die Aufstellung des Jahresab-
schlusses;

2. das Finanzmanagement des Zweckverbandes,
insbesondere die Festsetzung und Erhebung von
Umlagen und die Durchführung des Finanzaus-
gleichs zwischen den Verbandsmitgliedern;

3. die personelle Besetzung der Organe der VRR
AöR nach Maßgabe dieser Satzung;

4. die Vorbereitung und Durchführung der Sitzun-
gen und Beschlussfassungen der Verbandsver-
sammlung;

5. die Dienstherreneigenschaft für die Beamten
des Zweckverbandes, insbesondere die Wahr-
nehmung der dienst- und personalrechtlichen
Angelegenheiten. Auf § 16 Absatz 2 Satz 4 wird
verwiesen.

§ 6 
Übertragung der Aufgaben auf die VRR AöR

(1) Der Zweckverband überträgt seine Aufgaben
auf dem Gebiet des öffentlichen Personennahver-
kehrs auf die VRR AöR.

Die Zuständigkeit des Zweckverbandes für die Er-
hebung der Umlagen bleibt unberührt.

(2) Der Zweckverband überträgt seine Aufgaben
gemäß § 5a Absatz 3 Ziffern 1-4 der VRR AöR zur
Durchführung.

§ 7 
Durchführung des Verkehrs

Die Durchführung des Verkehrs und damit die
Übernahme einer unternehmerischen Tätigkeit ist
nicht Aufgabe des Zweckverbandes. Sie obliegt
den im Kooperationsraum tätigen Verkehrsunter-
nehmen.

§ 8 
Organe des Zweckverbandes

(1) Organe des Zweckverbandes sind: 

– die Verbandsversammlung
(§§ 9 bis 13),

– der Verbandsvorsteher (§ 14).

(2) Entscheidungen dieser Organe, die sich nur im
Gebiet eines Verbandsmitgliedes unmittelbar aus-
wirken, dürfen nur mit dessen Einverständnis er-
folgen (§ 5 Abs. 4 ÖPNVG NRW).

§ 9 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus den
Vertretern der Verbandsmitglieder. Die Vertreter
werden durch die Vertretungskörperschaft für de-
ren Wahlzeit aus ihrer Mitte oder aus den Dienst-
kräften des Verbandsmitgliedes bestellt; sofern

mindestens zwei Vertreter zu benennen sind, müs-
sen der Bürgermeister oder Landrat oder ein von
ihm vorgeschlagener Beamter oder Angestellter
dazu zählen. Für jeden Vertreter ist ein Stellvertre-
ter für den Fall der Verhinderung zu wählen.

(2) Auf jedes Verbandsmitglied entfällt bis zu ei-
ner Einwohnerzahl von 100 000 ein Vertreter. Für
jede weiteren 100 000 Einwohner sowie für eine
Resteinwohnerzahl von mehr als 50 000 ist je ein
weiterer Vertreter zu wählen. Maßgebend ist der
letzte vom Landesamt für Datenverarbeitung und
Statistik auf ein Jahresende vor der Kommunal-
wahl fortgeschriebene Stand der Wohnbevölke-
rung. Ist ein Kreis Verbandsmitglied, werden die
Einwohner kreisangehöriger Städte, die ebenfalls
Verbandsmitglied sind, bei der Ermittlung der An-
zahl der Vertreter des Kreises nicht mitgezählt. In
diesem Fall muss die Gesamtvertreterzahl des
Kreises und der kreisangehörigen Verbandsmit-
glieder gleich der Vertreterzahl sein, die der Ge-
samteinwohnerzahl des Kreises einschließlich
kreisangehöriger Verbandsmitglieder entspricht;
sind aufgrund dieses Satzes zur Auffüllung der
dem Kreis rechnerisch zustehenden Vertreterzahl
nach Abzug der von den kreisangehörigen Ver-
bandsmitgliedern zu wählenden Vertreter noch
weitere Vertreter zu wählen, so obliegt diese Wahl
dem Kreis.

(3) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mit-
te einen Vorsitzenden und mehrere Stellvertreter.

(4) Der Vorsitzende der Verbandsversammlung, der
Verbandsvorsteher sowie deren Stellvertreter sollen
verschiedenen Verbandsmitgliedern angehören.

(5) Die Mitglieder der Verbandsversammlung kön-
nen eine Fraktion bilden. Eine Fraktion setzt sich
aus mindestens drei ordentlichen Mitgliedern der
Verbandsversammlung zusammen. Die Fraktionen
wirken bei der Willensbildung und Entscheidungs-
findung in der Verbandsversammlung mit. Sie
können insoweit ihre Auffassung öffentlich dar-
stellen. Ihre innere Ordnung muss demokratischen
und rechtsstaatlichen Grundsätzen entsprechen.

§ 10 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung beschließt über die
Angelegenheiten des Verbandes nach § 5a , soweit
nicht durch das GkG oder aufgrund dieser Sat-
zung die Zuständigkeit des Verbandsvorstehers
begründet ist. Die Verbandsversammlung kann
folgende Angelegenheiten nicht übertragen:

1. die Wahl des Verbandsvorstehers und seiner
Vertreter,

2. die Wahl der in die Organe der VRR AöR zu
entsendenden Vertreter des Zweckverbandes in
entsprechender Anwendung des § 50 Absatz 4
GO NW,

3. die Wahl der sonstigen in die Organe der VRR
AöR zu entsendenden Mitglieder und stellver-
tretenden Mitglieder nach dem Verfahren ge-
mäß § 19 Abs. 2 der AöR-Satzung in entspre-
chender Anwendung des § 50 Absatz 4 GO NW,

4. die Bestimmung der ständigen Gäste des Ver-
waltungsrates gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 Buch-
stabe b) und c) im Falle des § 19 Abs. 4 Satz 2
AöR-Satzung,

5. die Verteilung der Vorsitze in den Ausschüssen
der VRR AöR in entsprechender Anwendung
des § 58 Absatz 5 GO NW,
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6. die Erteilung von Weisungen zur Stimmabgabe
im Verwaltungsrat der VRR AöR in den Fällen
des § 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 2 GO
NW

7. die Änderung der Zweckverbandssatzung und
der Satzung der VRR AöR,

8. die Feststellung des Wirtschaftsplans und des
Jahresabschlusses,

9. die Festsetzung und Erhebung aller Umlagen

10. die Entlastung des Verbandsvorstehers,

11. die vermögensrechtlichen Entscheidungen von
erheblicher Bedeutung,

12. die Entscheidung über die Aufnahme und das
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern,

13. die Entscheidung über die Auflösung des
Zweckverbandes,

14. die Übertragung und Übernahme von Angele-
genheiten auf bzw. von benachbarte(n) Zweck-
verbände(n) gemäß § 6 Abs. 2 ÖPNVG NRW
sowie die Rückgängigmachung der Übertra-
gung bzw. Übernahme,

15. die Entscheidung über die Zustimmung zu
Entscheidungen der Organe der VRR AöR ge-
mäß § 114a Abs. 7 Satz 6 GO NW in Verbin-
dung mit § 18 Abs. 4 der AöR-Satzung,

16. der verbindliche Vorschlag für die Bestellung
der Mitglieder des Vorstandes der VRR AöR.

(2) Die Vertreter des Zweckverbandes sind bei der
Stimmabgabe im Verwaltungsrat in den Fällen des
§ 114a Abs. 7 Satz 3 Ziffern 1 und 2 GO NW an
Weisungen der Verbandsversammlung gebunden.

(3) Die Verbandsversammlung gibt sich eine Ge-
schäftsordnung; in ihr sind insbesondere das Ver-
fahren, die Ladungsfrist, die Form der Einberu-
fung sowie die Geheimhaltung wettbewerbsrele-
vanter Daten (z. B. im Rahmen von § 4 Abs. 1 und
3) zu regeln.

§ 11 
Einberufung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung wird von ihrem Vorsit-
zenden einberufen und geleitet. Die Verbandsver-
sammlung ist mindestens zweimal im Jahr einzu-
berufen. Sie ist unverzüglich einzuberufen, wenn
es die Geschäftslage erfordert oder wenn ein Fünf-
tel der Mitglieder der Verbandsversammlung
schriftlich die Einberufung unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes verlangt.

§ 12 
Stimmrecht

(1) Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat
vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 2
und 3 eine Stimme.

(2) Bei Entscheidungen über unmittelbare SPNV-
Angelegenheiten (§ 4 Abs. 1 bis 3) wirken die Ver-
treter kreisangehöriger Verbandsmitglieder bera-
tend mit. Der Kreis nimmt in diesen Fällen das
Stimmrecht des betreffenden kreisangehörigen
Verbandsmitgliedes wahr. Die Vertretungskörper-
schaft des Kreises benennt das Mitglied der Ver-
bandsversammlung, das die zusätzliche Stimme
des Kreises ausübt.

(3) Bei Entscheidungen über die Finanzierung der
gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen der ÖSPV-
Unternehmen (§ 5 Abs. 1 i.V. m. §§ 18 bis 20) wir-

ken die Vertreter derjenigen Verbandsmitglieder,
die von dem Rücknahmerecht gemäß § 21 Abs. 1 in
vollem Umfang Gebrauch gemacht haben, nicht
mit.

§ 13 
Beschlussfähigkeit und Abstimmungen

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig,
wenn ordnungsgemäß geladen und mehr als die
Hälfte der satzungsmäßigen Mitglieder der Ver-
bandsversammlung anwesend sind. Im Fall der
Beschlussunfähigkeit ist binnen drei Tagen eine
neue Versammlung zu einem mindestens acht Tage
später liegenden Zeitpunkt einzuberufen. Diese
Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der
anwesenden satzungsmäßigen Mitglieder be-
schlussfähig, wenn in der Einladung hierauf hin-
gewiesen worden ist.

(2) Neben den in § 20 Abs. 1 GkG genannten Be-
schlüssen bedürfen einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der satzungsmäßigen Stimmenzahl folgende
Beschlüsse:

a) Zustimmung zu Entscheidungen der VRR AöR
über die Aufstellung und Fortschreibung des
Nahverkehrsplanes,

b) Grundsatzangelegenheiten der Finanzierung
des ÖSPV (§ 5 Abs. 1)

c) Änderung der Satzung der VRR AöR

d) Übernahme neuer Aufgaben und Beteiligung an
anderen Unternehmen,

e) Auflösung der VRR AöR.

Im Übrigen werden Beschlüsse mit mehr als der
Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst.
Bei Stimmengleichheit ist der Antrag bzw. der Be-
schlussvorschlag abgelehnt.

(3) Wahlen werden, wenn weder das Gesetz etwas
anderes bestimmt, noch jemand widerspricht,
durch offene Abstimmung, sonst durch Abgabe
von Stimmzetteln vollzogen. Gewählt ist, wer
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten
hat. Erreicht niemand diese Mehrheit, so findet
zwischen den Personen, die die beiden höchsten
Stimmenzahlen erreicht haben, eine Stichwahl
statt. Gewählt ist, wer in dieser Stichwahl die
meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet das vom Vorsitzenden zu
ziehende Los.

§ 14 
Verbandsvorsteher

(1) Die Verbandsversammlung wählt den Ver-
bandsvorsteher und seine Stellvertreter aus dem
Kreis der Hauptverwaltungsbeamten der Ver-
bandsmitglieder auf fünf Jahre, jedoch höchstens
für die Dauer ihres Hauptamtes. Im Falle des Ver-
lustes ihres Hauptamtes infolge einer Wahl gemäß
§ 65 Abs. 1 der Gemeindeordnung NW bzw. § 44
Abs. 1 der Kreisordnung NW üben sie ihr Amt
nach Ablauf der Zeit, für die sie bestellt sind, bis
zum Amtsantritt des neubestellten Verbandsvor-
stehers bzw. der neubestellten Stellvertreter weiter
aus.

Der Verbandsvorsteher und seine Stellvertreter
sind berechtigt und auf Verlangen der Verbands-
versammlung verpflichtet, an deren Sitzungen
teilzunehmen.

(2) Der Verbandsvorsteher führt die Geschäfte
nach Maßgabe der Gesetze, der Verbandssatzung
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und der Beschlüsse der Verbandsversammlung. Er
vertritt den Zweckverband gerichtlich und außer-
gerichtlich.

(3) Der Verbandsvorsteher hat jährlich vor Beginn
des Haushaltsjahres den Entwurf des Wirtschafts-
plans festzustellen und der Verbandsversammlung
vorzulegen. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 15 
Entschädigung

(1) Die Mitglieder/stellvertretenden Mitglieder der
Verbandsversammlung, der Verbandsvorsteher und
seine Stellvertreter erhalten anlässlich der Teil-
nahme an einer Sitzung der Gremien des Zweck-
verbandes einen pauschalierten Auslagenersatz in
Höhe von 83,00 ¤. Dies gilt auch für die Teilnahme
an Sitzungen von Gremien, an denen der Zweck-
verband beteiligt ist, sofern dort keine eigene Ent-
schädigung gezahlt wird. Bei mehreren Sitzungs-
teilnahmen an einem Tag werden höchstens zwei
Pauschalbeträge gezahlt.

(2) Grundlage für die Zahlung des pauschalierten
Auslagenersatzes ist die Anwesenheitsliste. 

§ 16 
Dienstkräfte

(1) Die beim Zweckverband beschäftigten Beam-
ten werden der VRR AöR zugewiesen. Darüber hi-
naus beschäftigt der Zweckverband keine haupt-
amtlichen Dienstkräfte.

(2) Die VRR AöR kann die vorhandenen Beamten
des Zweckverbandes im Rahmen der beamten-
rechtlichen Vorschriften beschäftigen. Auf § 123a
Absatz 2 BRRG wird verwiesen. Im Übrigen gilt
Absatz 4. Die Regelung der beim Zweckverband
verbleibenden dienst- und personalrechtlichen
Angelegenheiten der der AöR zugewiesenen Beam-
ten (§ 5a Absatz 3 Ziffer 5) liegt in der Zuständig-
keit des Verbandsvorstehers.

(3) Die nach geltendem Recht auszustellenden Ur-
kunden für Beamte sind vom Vorsitzenden der
Verbandsversammlung und vom Verbandsvorste-
her bzw. von dessen Stellvertretern zu unterzeich-
nen.

(4) Im Falle der Auflösung oder wesentlichen Än-
derung der Aufgaben der VRR AöR werden die
Dienstkräfte der VRR AöR unter Wahrung ihres
personal- und versorgungsrechtlichen Besitzstan-
des vom Zweckverband übernommen. Im Fall der
Auflösung des Zweckverbandes oder der wesentli-
chen Änderung der Aufgaben werden seine
Dienstkräfte sowie die Dienstkräfte der VRR AöR,
sofern die Voraussetzungen von Satz 1 vorliegen,
unter Wahrung ihres personal- und versorgungs-
rechtlichen Besitzstandes von den Verbandsmit-
gliedern auf der Grundlage des Verhältnisses ihrer
Einwohnerzahl übernommen. Maßgebend ist der
vom Landesamt für Datenverarbeitung und Statis-
tik auf das Ende des jeweils vorhergehenden
Haushaltsjahres fortgeschriebene Stand der Wohn-
bevölkerung. Soweit es sich um ehemalige Dienst-
kräfte eines Verbandsmitgliedes handelt, werden
sie wieder von diesem Verbandsmitglied übernom-
men.

(5) Die Pflicht zur Weitergewährung von Versor-
gungsleistungen an ehemalige Dienstkräfte des
Zweckverbandes oder der VRR AöR geht bei Auf-
lösung des Zweckverbandes auf das Verbandsmit-
glied über, in dessen Bereich der Zweckverband

oder die VRR AöR zum Zeitpunkt der Auflösung
seinen Sitz hat. Die Versorgungsleistungen sind
von den Verbandsmitgliedern nach den Bestim-
mungen des § 22 aufzubringen.

§ 17 
Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs

(1) Der Zweckverband gewährt den Eisenbahnun-
ternehmen Zuwendungen zur Sicherstellung des
SPNV-Verkehrsangebotes im Kooperationsraum
nach Maßgabe der Absätze 2 und 3.

(2) Der Zweckverband verwendet die Zuwendun-
gen des Landes Nordrhein-Westfalen gemäß
ÖPNVG NRW (Transfermittel) zur Sicherstellung
des Gesamtvolumens des Verkehrsangebotes ge-
mäß § 11 ÖPNVG NRW (DB-Fahrplanangebot
1993/94) und der mit dem Zweckverband vertrag-
lich bereits vereinbarten SPNV-Leistungen. Er lei-
tet die auf ihn entfallenden Zuwendungen an die
Unternehmen weiter, die zu den SPNV-Leistungen
beitragen.

Etwaige den SPNV-Unternehmen ab dem 01.01.
1998 darüber hinaus zu gewährenden Zuwendun-
gen werden vom Zweckverband über eine geson-
derte Umlage (SPNV-Umlage) finanziert. Um-
schichtungen des Leistungsangebotes sind im Rah-
men der vorhandenen Mittel möglich. Nach
Durchführung der Einnahmenaufteilung gemäß
§ 5 Absatz 3 ermittelt der Zweckverband auf die-
ser Basis die SPNV-Umlage entsprechend dem
Verhältnis der Haltestellenabfahrten der SPNV-
Unternehmen innerhalb des Gebietes des Kreises
bzw. der kreisfreien Stadt zur Summe der Halte-
stellenabfahrten der SPNV-Unternehmen.

Der Zweckverband wirkt darauf hin, dass die
Transfermittel des Landes und die Einnahmen der
SPNV-Unternehmen zur Finanzierung des Ver-
kehrsangebotes gemäß § 11 ÖPNVG NRW ausrei-
chen.

(3) Zusätzliche Betriebsleistungen, die das Ge-
samtvolumen des Verkehrsangebotes gemäß Abs. 2
Satz 1 überschreiten und nicht von der Finanzie-
rung nach Abs. 2 gedeckt werden, können nur
dann vom Zweckverband vereinbart werden, wenn
die sich daraus ergebenden finanziellen Belastun-
gen von den bedienten Kreisen und kreisfreien
Städten in vollem Umfang getragen werden.

§ 18 
Finanzierung des ÖSPV

(1) Der Zweckverband trägt die Finanzierungsbe-
träge zum Ausgleich der gemeinwirtschaftlichen
Verpflichtungen, mit denen die ÖSPV-Unternehmen
betraut sind, unter Verwendung eigener Mittel.

Näheres regelt die Finanzierungsrichtlinie.

(2) Der Zweckverband stellt die Höhe der Finan-
zierungsbeträge der durch Rats- oder Kreistagsbe-
schluss, Nahverkehrsplan oder auf sonstige Weise
durch die Aufgabenträger definierten gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen im Verbundetat fest.

Wird kein Einvernehmen über die gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen und deren Ausgleich
erzielt, gilt § 5 Abs. 6 entsprechend.

§ 19 
Verbandsumlage

(1) Der Zweckverband erhebt von den Verbands-
mitgliedern eine allgemeine Umlage nach den Abs.
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2 bis 8. Er kann Abschlagszahlungen fordern, die
nach dem Voranschlag im Haushaltsplan zu be-
messen sind. Die Umlage eines kreisangehörigen
Verbandsmitgliedes kann auch vom Kreis erbracht
werden.

(2) Die allgemeine Umlage wird auf der Grundla-
ge der Beschlüsse der Verbandsversammlung vom
21.03.2002 (ZV-Drucksache-Nr. VI/02/5 und
VI/02/22) für jedes einzelne Verbandsmitglied der
Höhe nach bis zum 31.12.2005 begrenzt.

Die derzeitige Höhe der allgemeinen Verbandsum-
lage je Verbandsmitglied ist festgesetzt im Ver-
bundetat 2003 (Stand: November 2002), fort-
geschrieben durch Beschluss der Verbandsver-
sammlung vom 14.12.2004 (ZV-Drucksache-Nr.
VI/2004/42) zum Verbundetat 2005.

Die einzelnen Finanzierungsbeträge der Verbands-
mitglieder je Verkehrsunternehmen werden jedem
Verbandsmitglied zur Verfügung gestellt.

Darin enthalten sind die finanziellen Auswirkun-
gen bestehender bilateraler Vereinbarungen
(Stand: 28.06.2005), sowie die durch die in Satz 1
genannten Beschlüsse der Verbandsversammlung
legitimierten Anpassungen.

(3) Mit Wirkung frühestens zum 01.01.2006 kön-
nen die einzelnen in Anlage 10 der Finanzierungs-
richtlinie des VRR genannten Beträge durch Be-
schluss der Verbandsversammlung gemäß

§ 10 Abs. 1 Nr. 9

– in Abstimmung mit den kommunalen Aufgaben-
trägern/Verbandsmitgliedern 

– unter Beteiligung der betroffenen ÖSPV-Unter-
nehmen

– auf Vorschlag der VRR AöR, der die den in § 19
Abs. 2 Satz 1 genannten Beschlüssen der Ver-
bandsversammlung zugrunde liegende Berech-
nungssystematik, insbesondere die Abschlagsre-
gelungen gem. § 19 Abs. 5 und die jeweiligen bi-
lateralen Vereinbarungen, zu berücksichtigen
hat,

geändert, d. h. erhöht oder abgeschmolzen, wer-
den.

Das Abschmelzen einzelner in Anlage 10 der Fi-
nanzierungsrichtlinie des VRR genannter Beträge
von mehr als 2% pro Jahr je Verkehrsunternehmen
ist, sofern kein Einvernehmen zwischen dem je-
weiligen Aufgabenträger und dem betroffenen
ÖSPV-Unternehmen erzielt wird, nur unter folgen-
den Voraussetzungen möglich:

a) Beschluss des zuständigen Organs des kommu-
nalen Aufgabenträgers über die Änderung oder
den Wegfall einer definierten gemeinwirtschaft-
lichen Verpflichtung für das übernächste Jahr
und die daraus resultierenden finanziellen Aus-
wirkungen

b) Beschluss des zuständigen Organs des kommu-
nalen Aufgabenträgers über die Änderung des
lokalen Nahverkehrsplans gemäß Buchst. a) be-
zogen auf die

aa) Festlegung, Definition und Veröffentli-
chung der geänderten gemeinwirtschaftli-
chen Verpflichtung

oder

bb) Veröffentlichung des Wegfalls einer ge-
meinwirtschaftlichen Verpflichtung

c) Änderung der Betrauung des/der bedienenden
ÖSPV-Unternehmen/s

(4) Betriebsleistungen, die nur aufgrund besonde-
rer verkehrs- und betriebstechnischer Umstände
auf dem Gebiet eines benachbarten Verbandsmit-
gliedes erbracht werden können, werden dem Ver-
bandsmitglied zugerechnet, in dessen ausschließli-
chem oder überwiegendem Interesse die Verkehrs-
bedienung erfolgt. Bei fehlender Einigung zwi-
schen den Verbandsmitgliedern über die Zurech-
nung gilt § 5 Abs. 6 entsprechend.

(5) Bis zum 31.12.2010 wird

dem Ennepe-Ruhr-Kreis,

dem Kreis Mettmann (ohne Stadt Monheim am
Rhein),

dem Kreis Neuss,

dem Kreis Recklinghausen,

dem Kreis Viersen, 

der Stadt Bottrop, 

der Stadt Herne, 

der Stadt Krefeld, 

der Stadt Neuss und 

der Stadt Viersen

ein Abschlag von 20 v.H. auf die allgemeine Umla-
ge gemäß Abs. 2 eingeräumt. Der Abschlag wird
von denjenigen Verbandsmitgliedern finanziert,
die Eigentümer oder Gesellschafter der die ab-
schlagsberechtigten Gebietskörperschaften bedie-
nenden kommunalen Verbundverkehrsunterneh-
men sind. Die Aufteilung auf diese Eigentümerge-
bietskörperschaften oder Gesellschafter erfolgt im
Verhältnis ihrer Anteile am gezeichneten Kapital
dieser Unternehmen.

(6) Soweit zwischen einzelnen Verbandsmitglie-
dern und ÖSPV-Unternehmen sonstige Abschläge
vereinbart und gegenüber dem Zweckverband
oder einer von ihm bestimmten Stelle nachgewie-
sen werden, sind diese bei der Ermittlung und
Festsetzung der allgemeinen Umlage – soweit
möglich – zu berücksichtigen.

(7) Die Verbandsmitglieder können die nach
Abs. 2 und 3 von ihnen aufzubringenden Umlage-
beträge um die folgenden Beträge kürzen:

a) Freiwillige unmittelbare und mittelbare Leis-
tungen an die kommunalen Verbundverkehrs-
unternehmen, soweit diese zu einer Abdeckung
der gemäß § 18 Abs. 2 ermittelten Finanzie-
rungsbeträge in beihilferechtlich zulässiger Hö-
he geführt haben.

Als unmittelbare und mittelbare freiwillige
Leistungen gelten nur solche Zuwendungen, die
ohne entsprechende Gegenleistung gewährt wer-
den und mithin beim Empfänger kein Entgelt im
Sinne von § 10 Abs. 1 Umsatzsteuergesetz dar-
stellen. Als ohne Gegenleistung gewährt gelten
auch Erträge, die dem kommunalen Verbund-
verkehrsunternehmen durch die Einlage von
Wertpapieren (auch im Wege des Verkaufs mit
Rückübereignung auf der Basis eines Treuhand-
vertrages) oder durch die Bestellung des Nieß-
brauchs an Wertpapieren (mit oder ohne Ge-
währung von Gesellschaftsrechten) zufließen.

Der Charakter der Freiwilligkeit wird durch
vertragliche Vereinbarungen, die die betroffe-
nen Zuweisungen zum Gegenstand haben, nicht
ausgeschlossen. Übersteigt die freiwillige Leis-
tung den nach den vorhergehenden Absätzen
aufzubringenden Umlagebetrag, so kann das
betreffende Verbandsmitglied den Mehrbetrag
bei künftigen Umlagebeträgen zur Anrechnung
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bringen. Die Verbandsmitglieder wirken auf die
Annahme freiwilliger Leistungen durch die
kommunalen Verbundverkehrsunternehmen hin,
soweit diese einer Barleistung gleichwertig
sind.

b) Verbandsmitglieder können die Umlagebeträge
auch kürzen, wenn freiwillige Leistungen von
Dritten, die nicht Verbandsmitglieder sind, er-
bracht werden und das Mitglied den Dritten zur
Finanzierung der Umlage heranzieht (Rück-
griff). In diesem Fall ist der Dritte von einem
Rückgriff des Verbandsmitgliedes in Höhe der
freiwilligen Leistung freigestellt.

c) Bei Verkehrsbetrieben, die mit anderen Betrie-
ben, z. B. Versorgungsbetrieben, zu einem Un-
ternehmen zusammengefasst sind oder die als
Organgesellschaft eines anderen Unternehmens
geführt werden, um das positive Ergebnis der
anderen Betriebe oder Unternehmen, soweit es
zur Abdeckung des Finanzierungsbetrages ge-
mäß § 18 Abs. 2 und in beihilferechtlich zulässi-
ger Höhe verwandt worden ist; bei mehreren an
dem Unternehmen Beteiligten ist die Kürzung
anteilig vorzunehmen. Die Umlage kann auch
gekürzt werden, wenn sonstige Leistungen von
kreisangehörigen Mitgesellschaftern eines Ver-
kehrsbetriebes zur Abdeckung des Finanzie-
rungsbetrages gemäß § 18 Abs. 2 und höchstens
in beihilferechtlich zulässiger Höhe geleistet
werden. Freiwillige unmittelbare und mittelba-
re Leistungen an die am Verkehrsverbund betei-
ligten kommunalen Verbundverkehrsunterneh-
men, soweit sie bei diesen zu einer Minderung
der Finanzierungsbeträge geführt haben.

d) Bei kommunalen Verbundverkehrsunterneh-
men, die Beteiligungen an anderen Gesellschaf-
ten halten, um die an das Unternehmen abge-
führten bzw. ausgeschütteten Gewinne, höchs-
tens jedoch um den handelsrechtlichen Fehlbe-
trag vor Gewinnabführung bzw. -ausschüttung
und höchstens in Höhe der Finanzierungsbeträ-
ge gemäß § 18 Abs. 2 und höchstens in beihilfe-
rechtlich zulässiger Höhe; bei mehreren am Un-
ternehmen Beteiligten ist die Kürzung anteilig
vorzunehmen.

e) Wenn der Umlageanteil nach Absatz 2 den tat-
sächlichen Gesamtfehlbetrag eines kommuna-
len Verbundverkehrsunternehmens überschrei-
tet, können die Verbandsmitglieder, die Eigen-
tümer oder Gesellschafter dieses Unternehmens
sind, diesen Umlageanteil kürzen, soweit er den
Fehlbetrag übersteigt. Die Aufteilung auf diese
Eigentümergebietskörperschaften oder Gesell-
schafter erfolgt im Verhältnis ihrer Anteile am
gezeichneten Kapital dieser Unternehmen.

In Höhe der durch das Verbandsmitglied vorge-
nommenen Kürzung erlischt der Anspruch des
Zweckverbandes. Über Einzelheiten der hiernach
möglichen Kürzung werden die Kürzungsberech-
tigten und ihre Unternehmen besondere Vereinba-
rungen treffen.

(8) Die Verbandsmitglieder, die unmittelbar oder
mittelbar Gesellschafter oder Eigentümer eines
kommunalen Verbundverkehrsunternehmens sind,
tragen dafür Sorge, dass die durch ihr Unterneh-
men begründete Verbandsumlage zur Vereinfa-
chung des Zahlungsflusses unmittelbar ihrem
Unternehmen nach Ablauf des Wirtschaftsjahres,
jedoch vor Feststellung des Jahresabschlusses, zu-
geleitet wird. Sind mehrere Verbandsmitglieder
unmittelbar oder mittelbar Gesellschafter des be-

troffenen kommunalen Verbundverkehrsunterneh-
mens, obliegt die Zuleitung dem Verbandsmitglied
mit dem höchsten Kapitalanteil; unmittelbare und
mittelbare Beteiligungen eines Verbandsmitgliedes
sind zur Ermittlung des Kapitalanteils zusammen-
zurechnen.

Die Verbandsmitglieder tragen auch in diesem Fall
durch die Gewährung von z. B. Abschlagszahlun-
gen oder Überbrückungskrediten dafür Sorge,
dass die Liquidität ihres Unternehmens im laufen-
den Wirtschaftsjahr gesichert ist. Näheres regeln
Vereinbarungen zwischen den Verbandsmitglie-
dern und ihren Unternehmen.

(9) Näheres regelt die Finanzierungsrichtlinie.

(10) Die Soll-Umlage wird im Verbundetat (§ 5
Absatz 2 Buchstabe a), die Ist-Umlage in der Er-
gebnisrechnung (§ 5 Absatz 2 Buchstabe b) festge-
stellt.

§ 20 
Leistungen des Zweckverbandes zur 

Finanzierung des ÖSPV
(1) Der Zweckverband leitet die durch die Ver-
bandsumlage aufgebrachten Mittel nach Maßgabe
des Verbundetats an die ÖSPV-Unternehmen wei-
ter, die gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen er-
füllen. Ist das ÖSPV-Unternehmen ein kommuna-
les Verbundunternehmen i.S.v. § 3a Abs. 4 kann
das Eigentümer-Verbandsmitglied verlangen, dass
der auf das ÖSPV-Unternehmen entfallende Fi-
nanzierungsbetrag an das Verbandsmitglied wei-
tergeleitet wird und dieses trägt dann dafür Sorge,
dass die empfangenen Mittel ihrer Zweckbindung
entsprechend den Unternehmen als Einlage zuge-
führt werden.

(2) Sind mehrere Verbandsmitglieder an einem
kommunalen Verbundverkehrsunternehmen betei-
ligt, so zahlt der Zweckverband den auf das kom-
munale Verbundverkehrsunternehmen entfallen-
den Finanzierungsbetrag mit einer Summe an das
Verbandsmitglied nach § 19 Absatz 8 Satz 2 mit
der Auflage, dass es die Einlage als öffentlich-
rechtlicher Gesellschafter des kommunalen Ver-
bundverkehrsunternehmens entsprechend ihrem
Beteiligungsverhältnis vornimmt. Die Beteiligten
können eine andere Regelung vereinbaren.

§ 21 
Rücknahme der Finanzierungsübertragung

(1) Verbandsmitglieder können die Übertragung
der Finanzierung des ÖSPV (§ 5 Abs. 1) unter Ein-
haltung einer Frist von acht Monaten zum Ende
eines Kalenderjahres ganz oder teilweise zurück-
nehmen.

(2) Sofern kreisangehörige Verbandsmitglieder
von dem Rücknahmerecht gemäß Abs. 1 in vollem
Umfang Gebrauch machen, scheiden sie aus dem
Zweckverband aus.

§ 22 
Finanzierung des Eigenaufwandes 

des Zweckverbandes
Der Eigenaufwand des Zweckverbandes VRR ist
von allen Verbandsmitgliedern im Verhältnis ihrer
Einwohnerzahl jeweils in einer gesonderten Umla-
ge aufzubringen. Maßgebend ist der vom Landes-
amt für Datenverarbeitung und Statistik auf das
Ende des jeweils vorhergehenden Haushaltsjahres
fortgeschriebene Stand der Wohnbevölkerung.
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§ 23 
Finanzierung der VRR AöR

(1) Die nicht durch eigene Erträge oder sonstige
Zuwendungen Dritter gedeckten Aufwendungen
der VRR AöR zur Finanzierung der SPNV- und
ÖSPV-Verkehre gem. § 3 Abs. 3 und § 7 AöR-Sat-
zung i.V. m. §§ 17 und 18 werden vom Zweckver-
band ausgeglichen.

Hierzu leitet der Zweckverband die von ihm als
Zuwendungsempfänger oder im Wege von Umla-
gen gemäß § 17 Absatz 2 Satz 3 bzw. § 19 Absatz 1
oder auf sonstige Weise vereinnahmten Mittel als
Ertragszuschüsse an die VRR AöR weiter.

(2) Der nicht durch eigene Erträge oder sonstige
Zuwendungen Dritter oder durch Absatz 1 ge-
deckte Eigenaufwand der VRR AöR wird vom
Zweckverband durch Einlagen ausgeglichen. Zur
Finanzierung des Eigenaufwandes der VRR AöR
erhebt der Zweckverband auf Grundlage des Wirt-
schaftsplanes der VRR AöR ggf. eine weitere Son-
derumlage. Diese Umlage ist von den Verbands-
mitgliedern nach folgendem Verteilungsschlüssel
zu erheben:

Stadt Bochum 5,3773 % 

Stadt Bottrop 1,6707 %

Stadt Dortmund 8,1872 %

Stadt Düsseldorf 7,9491 % 

Stadt Duisburg 7,0325 % 

Ennepe-Ruhr-Kreis 4,8058 % 

Stadt Essen 8,1850 %

Stadt Gelsenkirchen 3,7828 % 

Stadt Hagen 2,7775 % 

Stadt Herne 2,4002 %

Stadt Krefeld 3,3124 %

Kreis Mettmann 6,8005 %

Stadt Monheim am Rhein 0,2413 %

Stadt Mönchengladbach 3,6432 %

Stadt Mülheim an der Ruhr 2,3707 % 

Rhein-Kreis Neuss 5,3582 % 

Stadt Neuss 0,8386 %

Stadt Oberhausen 3,0553 %

Kreis Recklinghausen 9,0444 %

Stadt Remscheid 1,6345 % 

Stadt Solingen 2,2846 % 

Kreis Viersen 3,7976 % 

Stadt Viersen 0,4225 %

Stadt Wuppertal 5,0281 %

(3) Der Wirtschaftsplan der VRR AöR ist Anlage
des Wirtschaftsplans des Zweckverbandes.

§ 24 
Rechnungsprüfung

(1) Der Zweckverband lässt seine Prüfungsaufga-
ben durch das Rechnungsprüfungsamt eines Ver-
bandsmitgliedes oder durch einen von der Ver-
bandsversammlung zu beauftragenden neutralen
Wirtschaftsprüfer durchführen.

(2) Einzelheiten regelt eine von der Verbandsver-
sammlung zu beschließende Rechnungsprüfungs-
ordnung.

(3) Soweit dem Zweckverband Ausgleichszahlun-
gen des Landes zufließen, steht dem Landesrech-
nungshof ein Prüfungsrecht gemäß § 91 LHO beim
Zweckverband und seinen Verbandsmitgliedern zu.

§ 25 
Ergänzende Rechtsvorschriften

Soweit diese Satzung und das GkG keine besonde-
ren Vorschriften enthalten, finden die Vorschriften
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der jeweils gültigen Fassung sinnge-
mäß Anwendung.

§ 26 
Öffentliche Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverban-
des erscheinen im Ministerialblatt für das Land
Nordrhein-Westfalen.

§ 27 
In-Kraft-Treten/Schlussbestimmungen

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2006 in
Kraft.

Protokollnotiz zu § 19 Absatz 5 

Zur Information wird darauf hingewiesen, dass
der Rat der Stadt Düsseldorf beschlossen hat, die
Geltung der Abschlagsregelung gemäß § 19 Ab-
satz 5 jährlich neu zu beschließen.

§ 10 Absatz 1 Nr. 4 bleibt unberührt.

Spätestens zum 01.01.2009 werden auf Initiative
der VRR AöR Verhandlungen zwischen den Betei-
ligten mit dem Ziel, eine Anschlussregelung für die
am 31. 12. 2010 auslaufende Abschlagsregelung zu
finden, aufgenommen (Hinweis des Ennepe-Ruhr-
Kreises)

Anlage 10 der Finanzierungsrichtlinie des VRR

Die Umlagebeträge je Verbandsmitglied nach § 19
Abs. 2 (Stand 01.01.2005; Basis Verbundetat 2005)
finden sich in der Anlage 10 der Finanzierungs-
richtlinie.

Protokollnotiz zu § 21 

Der Zweckverband VRR unterstützt den Kreis
Mettmann – unter Berücksichtigung der ausgeüb-
ten Rücknahme der Finanzierungsübertragung
nach der bisherigen Satzungsregelung – bei den
Verhandlungen mit den Verkehrsunternehmen
über die Festschreibung degressiver Soll-Umla-
gensätze im Sinne der Zielsetzung hin zu mehr
Wettbewerb und Wirtschaftlichkeit im ÖPNV.

Protokollnotiz zu § 23 

Soweit es sich dabei um stadtbahnbedingte Auf-
wendungen handelt, werden diese wie bisher über
eine weitere Sonderumlage von den Verbandsmit-
gliedern, die Gesellschafter der ehemaligen Stadt-
bahn-Gesellschaft Rhein-Ruhr waren, im Verhält-
nis ihrer Geschäftsanteile am 31. 12. 1987 getra-
gen. Hiervon ausgenommen sind die Städte Ober-
hausen, Recklinghausen und Witten. Der Finanzie-
rungsanteil der nicht dem Zweckverband angehö-
renden kreisangehörigen Stadt Hattingen wird
vom Ennepe-Ruhr-Kreis getragen.

Die stadtbahnbedingten Aufwendungen und Er-
träge sind von der VRR AöR in einer Spartenrech-
nung auszuweisen. Diese ist vom Abschlussprüfer
auf Ordnungsmäßigkeit zu überprüfen.

Protokollnotiz zu § 27 

1. Das System zur Finanzierung des kommuna-
len ÖPNV im VRR gemäß §§ 18, 19 und 20 der
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Zweckverbandssatzung (ZVS) wird für den
Zeitraum der Finanzierungsübertragung (31.
12. 2010) grundsätzlich fortgeschrieben. Das
Kündigungsrecht gemäß § 21 ZVS bleibt er-
halten. Nach Verabschiedung des neuen EU-
Ordnungsrahmens (Verordnungen 1107 und
1191) ist die Finanzierung im Sinne der
Grundsatzbeschlüsse der Verbandsversamm-
lung vom 09. Februar 1999 und 05. Februar
2001 kurzfristig an die neue Rechtslage anzu-
passen. Die vorbereitenden Arbeiten sind ge-
meinsam konsequent fortzusetzen.

2. Um den Restrukturierungserwartungen des
Zweckverbandes VRR und der Mitgliedskom-
munen sowie den Restrukturierungsbemühun-
gen der kommunalen Verkehrsunternehmen
Rechnung zu tragen, gelten für das Jahr 2003
folgende Vorgaben, durch die sichergestellt
werden soll, dass die finanzielle Belastung der
einzelnen Mitgliedskommunen des Zweckver-
bandes VRR grundsätzlich das Niveau des
Jahres 2001 nicht überschreitet:

2.1 In den Verbundetat 2003 fließen nur die Ist-
Gesamtaufwendungen des Jahres 2001 ein.
Aperiodische Entwicklungen und Sonderein-
flüsse der jeweiligen Jahre werden auf Basis
einer verbundeinheitlichen Definition und
verbundeinheitlicher Abgrenzungsregelungen
entsprechend berücksichtigt. Sie sind im ein-
zelnen gesondert darzustellen. Definition und
Abgrenzungsregelungen sind von der Ver-
bandsversammlung zu beschließen.

Der konkrete Restrukturierungsbeitrag der
Verkehrsunternehmen dokumentiert sich somit
in der Kompensation der Kostenentwicklung
der Jahre 2002 und 2003.

2.2 Die Infrastrukturkosten werden weiterhin
nach den Bestimmungen des § 18 der Zweck-
verbandssatzung ermittelt. Die Erstattung im
Jahr 2003 erfolgt allerdings nicht mehr über
Mittelwerte, sondern auf Basis der Ist-Werte.
Dementsprechend fließen in den Verbundetat
2003 die tatsächlichen Ist-Infrastrukturkosten
des Jahres 2001 ein.

2.3 Veränderungen des Leistungsangebotes sind
entsprechend zu berücksichtigen.

2.4 Die Abschlagsregelung gemäß § 19 Abs. 3 ZVS
einschließlich der Möglichkeit bilateraler Ver-
einbarungen wird beibehalten.

2.5 Bei den Fahrgeldeinnahmen wird auf Basis der
heutigen Tarife eine Ertragssteigerung gegen-
über dem Jahr 2002 erwartet.

2.6 Etwaige Überzahlungen werden im Rahmen
der Ergebnisrechnung unter Berücksichtigung
der Abschlagsregelung anteilig auf alle be-
dienten Gebietskörperschaften zurückverteilt.

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 461

560 Bergische Volkshochschule 
Zweckverband der Städte Solingen 

und Wuppertal für allgemeine und berufliche 
Weiterbildung sowie Familienbildung

Bezirksregierung
31.1.6.20 

Düsseldorf, den 20. Dezember 2005

Hiermit mache ich gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 des
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsar-
beit (GkG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV. NRW. 202),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.02.2005 (GV.
NRW. S. 102), die zur Bildung des Zweckverbandes
Bergische Volkshochschule Zweckverband der
Städte Solingen und Wuppertal für allgemeine und
berufliche Weiterbildung sowie Familienbildung
zwischen der Stadt Solingen und der Stadt Wup-
pertal vereinbarte Satzung sowie meine Genehmi-
gung nach § 10 Abs. 1 Satz 1 GkG bekannt:

Bergische Volkshochschule
Zweckverband der Städte

Solingen – Wuppertal
für allgemeine und berufliche Weiterbildung

sowie Familienbildung

§ 1
Verbandsmitglieder

(1) Auf Grund der Beschlüsse des Rates der Stadt
Solingen vom 15. Dezember 2005 und des Rates
der Stadt Wuppertal vom 19. Dezember 2005 ha-
ben die genannten Städte in Ausführung der §§ 4
und 10 des Weiterbildungsgesetzes für das Land
Nordrhein-Westfalen (Weiterbildungsgesetz – WbG
NRW) vom 07.05.1982 (GV NRW S. 276), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 19.10.1999 (GV NRW
S. 574) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.04.2000 (GV NRW S. 223) sowie der §§ 1, 16, 18
und 79 Sozialgesetzbuch – Achtes Buch (VIII) –
Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) in der Fas-
sung vom 08.12.1998 (BGBl. I S. 3546), zuletzt ge-
ändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 27.12.2004
(BGBl. I S. 3852) die vorliegende Satzung verein-
bart und gründen einen Zweckverband im Sinne
des nordrhein-westfälischen Gesetzes über die
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) i. d.
F. der Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV BW
S. 621), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.04.
2002 (GV NRW S. 160).

(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des
öffentlichen Rechts. Er verwaltet seine Angelegen-
heiten im Rahmen der Gesetze in eigener Verant-
wortung.

§ 2
Name, Sitz, Dienstsiegel

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Bergi-
sche Volkshochschule Zweckverband der Städte
Solingen – Wuppertal für allgemeine und berufli-
che Weiterbildung sowie Familienbildung“. Er
führt ein Dienstsiegel.

(2) Sitz des Zweckverbandes ist Solingen.

(3) Der Zweckverband unterhält Zweigstellen in
den Verbandsgemeinden.

§ 3
Aufgaben, Gliederung

(1) Der Zweckverband nimmt für alle Mitglieds-
körperschaften die Aufgaben der Volkshochschule
(VHS) und Zentrum zur beruflichen Frauenförde-
rung/Regionalstelle Frau und Beruf, der Familien-
bildung und der Beschäftigung und Qualifizierung
(Drittmittel) nach Maßgabe der einschlägigen Ge-
setze wahr.

(2) Das Bildungsangebot des Zweckverbandes
umfasst in Anlehnung an § 3 Abs. 1 WbG NRW In-
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halte, die die Entfaltung der Persönlichkeit för-
dern, die Fähigkeiten zur Mitgestaltung des demo-
kratischen Gemeinwesens stärken und die Anfor-
derungen der Arbeitswelt bewältigen helfen. Es
umfasst die Bereiche der allgemeinen, politischen,
beruflichen und kulturellen Weiterbildung und
schließt den Erwerb von Schulabschlüssen sowie
Eltern- und Familienbildung ein. Zu diesem
Zweck führt der Zweckverband entsprechend dem
Bedarf Lehrveranstaltungen wie Vorträge, Semi-
nare, Kurse, Diskussionen, Studienfahrten, Vor-
führungen u.a.m. durch. Die Lehrveranstaltungen
sollen in den Mitgliedsstädten gleichwertig ange-
boten werden. In allen Städten werden Lehrveran-
staltungen durchgeführt, wenn die Mindestteil-
nehmerzahl dort gesichert ist.

(3) Der Zweckverband ist eine Einrichtung der
Weiterbildung gemäß §§ 1, 2 Abs. 2, 3 und 10 des
WbG NRW. Er dient der Weiterbildung von Er-
wachsenen und Jugendlichen nach Beendigung ei-
ner ersten Bildungsphase. Weitere Aufgaben des
Zweckverbandes sind auch Maßnahmen und Pro-
jekte, die der Qualifizierung und zur Unterstüt-
zung der Eingliederung in den Arbeitsmarkt die-
nen. Er arbeitet parteipolitisch und weltanschau-
lich neutral. Den Dozenten bzw. Dozentinnen wird
die Freiheit der Lehre gewährleistet; sie entbindet
nicht von der Treue zur Verfassung.

(4) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann sich der
Zweckverband an juristischen Personen des priva-
ten Rechts im Sinne der §§ 107 ff der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO
NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV NRW S. 666/ SGV NRW 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 16.11.2004 (GV
NRW S. 644) beteiligen. Der Zweckverband kann
dazu mit anderen Trägern kooperieren.

§ 4
Öffentlichkeit

Die vom Zweckverband angebotenen Lehrveran-
staltungen sind für alle zugänglich; bei abschluss-
bezogenen Lehrveranstaltungen kann die Teilnah-
me von bestimmen Vorkenntnissen abhängig ge-
macht werden.

§ 5
Organe des Zweckverbandes

Organe des Zweckverbandes sind die Verbandsver-
sammlung sowie die Verbandsvorsteherin bzw. der
-vorsteher.

§ 6
Verbandsversammlung

(1) Jedes Verbandsmitglied entsendet sechs Vertre-
terinnen bzw. Vertreter in die Verbandsversamm-
lung. Die Mitglieder der Verbandsversammlung
und deren Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter
sollen von den Vertretungen der Mitgliedskörper-
schaften innerhalb von sechs Wochen nach deren
Wahl für die Dauer deren Wahlzeit gewählt wer-
den. Hiervon soll ein Vertreter bzw. eine Vertrete-
rin in der Verbandsversammlung der Vorsitzende
bzw. die Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses
des jeweiligen Verbandsmitgliedes sein.

(2) Ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied
der Verbandsversammlung, das im Laufe der
Wahlzeit die Wählbarkeit verliert, scheidet aus der
Verbandsversammlung aus. Scheidet ein Mitglied
vor Ablauf der Wahlzeit aus der Verbandsver-

sammlung aus, so wird für den Rest der Wahlzeit
ein Ersatzmitglied von der zuständigen Mitglieds-
körperschaft gewählt.

(3) Finden in einer Mitgliedskörperschaft Wieder-
holungswahlen im ganzen Wahlgebiet statt oder
wird im Laufe der allgemeinen Wahlzeit die Ver-
tretung einer Mitgliedskörperschaft neu gewählt,
so sind deren Mitglieder nach Absatz 1 und Absatz
2 neu zu wählen. Soweit Mitglieder neu zu wählen
sind, verlieren die bisherigen Mitglieder ihren Sitz
spätestens zum Zeitpunkt der Neuwahl nach
Satz 1.

(4) Die Hauptverwaltungsbeamten bzw. -beamtin-
nen der Mitgliedskörperschaften oder eine von je-
der Hauptverwaltungsbeamtin bzw. jedem Haupt-
verwaltungsbeamten vorgeschlagene Beamtin oder
Angestellte bzw. vorgeschlagener Beamter oder
Angestellter sind Mitglieder der Verbandsver-
sammlung. Sie sind von ihren Vertretungsorganen
in diese zu wählen. Sie sind nicht auf die Zahl der
Mitglieder nach § 6 Absatz 1 anzurechnen.

(5) Die Verbandsversammlung bleibt so lange im
Amt, bis die neue Verbandsversammlung zusam-
mentritt.

(6) Die Verbandsversammlung tritt spätestens am
dreißigsten Tage nach Ablauf der in Absatz 1 Satz
2 bestimmten Frist zu ihrer ersten Sitzung zusam-
men; sie wird von dem bzw. der bisherigen Vorsit-
zenden einberufen. Zu ihrer ersten konstituieren-
den Sitzung nach der Bildung des Verbandes lädt
der Oberbürgermeister der Stadt Solingen ein.

(7) Die Mitglieder bzw. stellvertretenden Mitglie-
der der Verbandsversammlung, der Verbandsvor-
steher bzw. die Verbandsvorsteherin und die jewei-
ligen Stellvertretungen erhalten anlässlich der
Teilnahme an einer Sitzung der Verbandsver-
sammlung einen pauschalierten Auslagenersatz,
der in der Geschäftsordnung der Verbandsver-
sammlung näher zu regeln ist.

§ 7
Vorsitz und Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mit-
te einen Vorsitzenden bzw. eine Vorsitzende und ei-
nen Stellvertreter bzw. Stellvertreterin. Für eine
Abberufung ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der
stimmberechtigten Mitglieder erforderlich.

(2) Die Verbandsversammlung muss jährlich min-
destens zweimal zusammentreten. Sie wird vom
bzw. von der Vorsitzenden unter Bekanntgabe der
Tagesordnung mit einer Frist von 14 Tagen einbe-
rufen. Die Einladungsfrist gilt als gewahrt, wenn
die Einladung 15 Tage vor der Sitzung abgesandt
wurde. Auf Antrag von mindestens einem Fünftel
der stimmberechtigten Mitglieder muss die Ver-
bandsversammlung einberufen werden. Zeit und
Ort der Sitzung sowie die Tagesordnung sind öf-
fentlich bekannt zu geben.

(3) Der bzw. die Vorsitzende der Verbandsver-
sammlung setzt die Tagesordnung nach Benehmen
mit dem Verbandsvorsteher bzw. der -vorsteherin
fest.

(4) Die Sitzungen sind öffentlich. Durch die Ge-
schäftsordnung kann die Öffentlichkeit für Ange-
legenheiten einer bestimmten Art ausgeschlossen
werden.

(5) An den Sitzungen der Verbandsversammlung
nehmen der Verbandsvorsteher bzw. die -vorstehe-
rin, die Hauptgemeindebeamten bzw. -beamtinnen
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der Verbandsmitglieder bzw. der von ihm bzw. ihr
benannten Stellvertretungen und die Leitung des
Zweckverbandes teil.

(6) Über die Beschlüsse der Verbandsversamm-
lung wird eine Niederschrift angefertigt, die vom
bzw. von der Vorsitzenden, einem von der Ver-
bandversammlung zu bestimmenden Mitglied und
einer durch die Verbandsversammlung bestimmten
Schriftführung zu unterschreiben ist. Werden ge-
gen die Niederschrift innerhalb von zwei Wochen
nach dem Tag der Absendung keine schriftlichen
Einwendungen erhoben, gilt die Niederschrift als
anerkannt.

§ 8
Zuständigkeiten der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung entscheidet über
alle Angelegenheiten des Zweckverbandes, soweit
sie nicht nach dieser Satzung dem Verbandsvorste-
her bzw. der -vorsteherin übertragen sind.

(2) Die Verbandsversammlung entscheidet insbe-
sondere über

a) die allgemeinen Grundsätze der Arbeit des
Zweckverbandes,

b) den Wirtschaftsplan und die Stellenübersicht,

c) den Jahresabschluss und die Entlastung der
Verbandsvorsteherin bzw. des -vorstehers,

d) die Benennung des Prüfers für den Jahresab-
schluss,

e) die Festlegung der Verbandsbeiträge,

f) die Ernennung, Einstellung und Entlassung der
fachlich-pädagogischen Leiterin bzw. des fach-
lich-pädagogischen Leiters und kaufmännischen
Leiters bzw. der kaufmännischen Leiterin,

g) die Beförderung, Bezüge und Vergütung sowie
Versorgung der fachlich-pädagogischen Lei-
tung sowie der kaufmännischen Leitung des
Zweckverbandes, soweit nicht ihre Rechtsver-
hältnisse durch das allgemeine Beamten- und
Tarifrecht geregelt sind,

h) den Erwerb und die Veräußerung von Vermö-
genswerten, soweit es sich nicht um Geschäfte
der laufenden Verwaltung handelt,

i) die Aufnahme von Darlehen und Bestellung
von Sicherheiten für andere sowie solche
Rechtsgeschäfte, die den vorgenannten wirt-
schaftlich gleichkommen,

j) den Erlass und die Änderung von Honorarord-
nung, Gebühren und Entgelten sowie die Be-
nutzungsordnung,

k) die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder,

l) die Fortschreibung des Weiterbildungskonzep-
tes,

m) Erlass, Änderung und Aufhebung der Satzun-
gen des Verbandes,

n) die Geschäftsordnung für die Verbandsver-
sammlung,

o) den Abschluss von Betriebsvereinbarungen,

p) die Geschäftsordnung für die Leitung.

(3) Im Übrigen kann die Verbandsversammlung
die Entscheidungen über bestimmte Angelegenhei-
ten auf den Verbandsvorsteher bzw. die -vorstehe-
rin übertragen. Geschäfte der laufenden Verwal-
tung gelten im Namen der Verbandsversammlung
als auf den Verbandsvorsteher bzw. die -vorstehe-
rin übertragen, soweit nicht die Verbandsver-

sammlung sich für einen bestimmten Kreis von
Geschäften oder für einen Einzelfall die Entschei-
dung vorbehält.

§ 9
Beschlüsse der Verbandsversammlung

Bekanntmachungsform
(1) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung
werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden
Mitglieder der Verbandsversammlung gefasst, so-
weit im Gesetz oder dieser Satzung nichts anderes
bestimmt ist. Soweit es sich um Entscheidungen
bezüglich von Aufgaben handelt, die nur einzelne
Mitglieder dem Verband übertragen haben, ist eine
Entscheidung gegen die Stimmen der Vertreter
dieser Mitglieder nicht möglich.

(2) Änderungen der Verbandssatzung, die Aufnah-
me weiterer Mitglieder, eine wesentliche Beein-
trächtigung des Kursangebotes im Gebiet eines
Verbandsmitglieds, die Auflösung des Zweckver-
bandes sowie die Übernahme weiterer Aufgaben
bedürfen eines einstimmigen Beschlusses.

Beschlüsse zur Aufnahme neuer Mitglieder sowie
die Auflösung des Zweckverbandes bedürfen der
vorherigen Zustimmung aller Verbandsmitglieder.

(3) Beschlüsse der Verbandsversammlung zu Bera-
tungsgegenständen gemäß § 8 Abs. 2 lit. a), b), c),
e), f), j) und l) bedürfen einer Mehrheit von 3/4%
der Mitglieder der Verbandsversammlung.

(4) Für die Beschlussfähigkeit sowie für die Ab-
stimmungen und Wahlen gelten die §§ 49 Abs. 1
und 50 GO NRW entsprechend, soweit in dieser
Satzung nichts anderes bestimmt ist.

(5) Öffentliche Bekanntmachungen des Zweckver-
bandes erfolgen in den Mitgliedskommunen in
ortsüblicher Weise. Im Übrigen finden die Vor-
schriften der Bekanntmachungsverordnung vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 29.04.2003 (GV. NRW. S. 254)
entsprechend Anwendung.

§ 10
Verbandsvorsteher

Verbandsvorsteherin
(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die -vorsteherin
und die Stellvertretung werden von der Verbands-
versammlung aus dem Kreise der Hauptverwal-
tungsbeamten bzw. -beamtinnen oder mit Zustim-
mung ihres bzw. ihrer Dienstvorgesetzten aus dem
Kreise der Dezernenten bzw. Dezernentinnen oder
der Beigeordneten der Verbandsmitglieder ge-
wählt. Die Amtsdauer des Verbandsvorstehers
bzw. der -vorsteherin und der Stellvertretung ent-
spricht der Wahlzeit der Mitglieder der Verbands-
versammlung.

(2) Er bzw. sie kann Aufgaben auf die Leitung des
Zweckverbandes delegieren, soweit nicht gesetzli-
che Regelungen oder diese Satzung entgegenste-
hen. Näheres wird durch eine Dienstanweisung des
Verbandsvorstehers bzw. der -vorsteherin geregelt.

(3) Er bzw. sie schließt mit der Leitung zur Umset-
zung der strategischen und wirtschaftlichen Ziele
Zielvereinbarungen.

(4) Seine bzw. ihre Rechte und Pflichten ergeben
sich aus dem GkG NRW und dieser Satzung. Er
bzw. sie ist an Beschlüsse der Verbandsversamm-
lung gebunden.
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§ 11
Zuständigkeiten des Verbandsvorstehers 

bzw. der -vorsteherin
(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die -vorsteherin
ist zuständig für Entscheidungen über die laufen-
den Angelegenheiten des Zweckverbandes nach
Maßgabe des § 8 dieser Satzung, soweit die Ange-
legenheiten nicht auf die Leitung der Bergischen
Weiterbildung übertragen sind. Darüber hinaus
hat der Verbandsvorsteher bzw. die -vorsteherin
im Benehmen mit den Hauptgemeindebeamten
bzw. den -beamtinnen der übrigen Verbandsmit-
glieder die Beratungen der Verbandsversammlung
vorzubereiten und deren Beschlüsse auszuführen.
Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorstehe-
rin stellt die von der kaufmännischen Leitung auf-
gestellten Entwürfe des Wirtschaftsplans und des
Jahresabschlusses fest.

(2) Der Verbandsvorsteher bzw. die -vorsteherin
ist Dienstvorgesetzter bzw. Dienstvorgesetzte aller
Dienstkräfte des Zweckverbandes.

(3) Er bzw. sie vertritt den Zweckverband gericht-
lich und außergerichtlich. Die Form der Verpflich-
tungserklärung richtet sich nach dem GkG NRW.

§ 12
Personalhoheit

(1) Der Zweckverband ist Arbeitgeber und
Dienstherr für die dort hauptberuflich Beschäftig-
ten. Der Zweckverband kann aufgrund seiner Per-
sonalhoheit Personal einstellen.

(2) Das Gesetz zur Gleichstellung von Frauen und
Männern für das Land NRW (Landesgleichstel-
lungsgesetz – LGG) gilt für den Zweckverband
Bergische Volkshochschule entsprechend.

§ 13
Leitung

(1) Die Leitung des Zweckverbandes besteht aus
einer fachlich-pädagogischen sowie aus einer
kaufmännischen Leitung.

(2) Die fachlich-pädagogische Leitung der Bergi-
schen Volkshochschule wird durch einen hauptbe-
ruflichen pädagogischen Mitarbeiter bzw. eine
hauptberufliche pädagogische Mitarbeiterin wahr-
genommen. Er bzw. sie entscheidet über die Ein-
stellung von pädagogischem Personal und sonsti-
gem Anleitungspersonal für den Zweckverband,
dessen Kosten durch Dritte oder Einnahmen fi-
nanziert sind, sofern hierfür Mittel im Wirt-
schaftsplan vorgesehen sind bzw. die verbindliche
Zusage über die Gewährung von Drittmitteln vor-
liegt. Im Ausnahmefall entscheidet die Verbands-
versammlung.

(3) Die fachlich-pädagogische Leitung hat insbe-
sondere folgende Aufgaben:

a) pädagogische und organisatorische Leitung,

b) Fach- und Dienstaufsicht über die pädagogi-
schen Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen des
Zweckverbandes; die Fach- und Dienstaufsicht
über die pädagogischen Mitarbeiter bzw. Mitar-
beiterinnen in den Zweigstellen kann übertra-
gen werden.

c) langfristige Planung des Weiterbildungsange-
botes,

d) Aufstellung und Durchführung des Arbeits-
planes,

e) Öffentlichkeitsarbeit,

f) Durchführung von Programmen und Projekten
in Absprache mit dem Verbandsvorsteher,

(4) Die kaufmännische Leitung obliegt dem Ver-
waltungsleiter bzw. der Verwaltungsleiterin. Er
unterstützt die fachlich-pädagogische Leitung des
Zweckverbandes im administrativen Bereich. Er
bzw. sie hat im Einvernehmen mit der fachlich-pä-
dagogischen Leitung den Wirtschaftsplan sowie
den Jahresabschluss aufzustellen. Er bzw. sie hat
insbesondere auf eine wirtschaftliche Führung des
Zweckverbandes hinzuwirken. Er bzw. sie ent-
scheidet über die Einstellung von kaufmännischem
Personal oder Verwaltungspersonal für den Ge-
samtbetrieb, sofern hierfür Mittel im Wirtschafts-
plan zur Verfügung stehen bzw. die verbindliche
Zusage über die Gewährung von Drittmitteln vor-
liegt. Im Ausnahmefall entscheidet die Verbands-
versammlung.

(5) Die kaufmännische Leitung hat insbesondere
folgende Aufgaben:

a) Fach- und Dienstaufsicht über die Mitarbeiter
bzw. Mitarbeiterinnen im Verwaltungsdienst
des Zweckverbandes; die Fach- und Dienstauf-
sicht über die Verwaltungsmitarbeiter bzw.
-mitarbeiterinnen in den Zweigstellen kann
übertragen werden.

b) Vorbereitung des Wirtschaftsplanes sowie des
Jahresabschlusses entsprechend § 19 dieser Sat-
zung,

c) Erstellung prüffähiger Quartalsberichte an die
Stadtkämmerer der Verbandsgemeinden und
die Verbandsversammlung,

d) Unmittelbare Information an die Stadtkämme-
rer der Verbandsgemeinden und die Mitglieder
der Verbandsversammlung über gravierende
Abweichungen vom Wirtschaftsplan,

e) Gesamtbudgetverantwortung,

f) Qualitätsmanagement.

(6) Einzelheiten der Zusammenarbeit zwischen
der fachlich-pädagogischen und der kaufmänni-
schen Leitung sind in einer Geschäftsordnung für
die Leitung des Zweckverbandes festzulegen.

§ 14
Hauptberuflich pädagogische Mitarbeiter 

bzw. Mitarbeiterinnen
(1) Nach Maßgabe des Stellenplans werden haupt-
berufliche pädagogische Mitarbeiter bzw. Mitar-
beiterinnen eingestellt.

(2) Die hauptberuflichen pädagogischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter sind im Rahmen der
ihnen zugewiesenen Aufgaben für die Planung,
Durchführung und Evaluation der Lehrveranstal-
tungen im Verbandsgebiet selbstständig verant-
wortlich.

§ 15
Nebenberufliche pädagogische Mitarbeiter 

bzw. Mitarbeiterinnen
(1) Die Durchführung von Lehrveranstaltungen
kann entsprechend vorgebildeten pädagogischen
Mitarbeitern bzw. Mitarbeiterinnen übertragen
werden, die nebenberuflich tätig sind.

(2) Die Aufgaben der Mitarbeiter bzw. Mitarbeite-
rinnen richten sich nach dem mit ihnen abge-
schlossenen Werkvertrag (Dozentenvertrag).
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Sie wirken an der Planung von Lehrveranstaltun-
gen mit durch

a) Vorschläge für die Arbeitspläne,

b) Teilnahme an gemeinsamen Besprechungen mit
den hauptberuflichen pädagogischen Mitarbei-
tern bzw. Mitarbeiterinnen.

(3) Die Vergütung bestimmt sich nach der Hono-
rarordnung.

§ 16
Mitarbeiter bzw. Mitarbeiterinnen für den 

Verwaltungsdienst und sonstige Mitarbeiter 
bzw. Mitarbeiterinnen

Nach Maßgabe des Stellenplanes werden Mitarbei-
ter bzw. Mitarbeiterinnen für den Verwaltungs-
dienst des Zweckverbandes und sonstige Mitarbei-
ter bzw. Mitarbeiterinnen eingestellt.

§ 17
Entgelte

Für die Teilnahme an Veranstaltungen des Zweck-
verbandes sind Entgelte nach Maßgabe der beson-
deren Entgeltordnung zu entrichten.

§ 18
Teilnehmer

Teilnehmerinnen
Zur Sicherung einer bedarfsgerechten Planung
und Durchführung von Lehrveranstaltungen führt
der Verband jährlich in jeder der beteiligten Städ-
te ein Forum für Teilnehmerinnen und Teilnehmer
durch. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer wäh-
len aus ihrer Mitte einen Sprecher bzw. eine Spre-
cherin sowie einen stellvertretenden Sprecher bzw.
eine stellvertretende Sprecherin. Diese sind An-
sprechpartner bzw. Ansprechpartnerinnen für Be-
lange der Teilnehmenden und vertreten diese ge-
genüber der Leitung des Zweckverbandes.

§ 19
Wirtschaftsführung

(1) Auf die Wirtschaftsführung und das Rech-
nungswesen des Zweckverbandes sind die Vor-
schriften über Wirtschaftsführung und Rech-
nungswesen der Eigenbetriebe sinngemäß anzu-
wenden. Das Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.
Der Wirtschaftsplan ist im Benehmen mit den
Stadtkämmerern der Verbandsmitglieder rechtzei-
tig, spätestens drei Monate vor Beginn des Wirt-
schaftsjahres zu erstellen. Die entsprechenden
Haushaltsplandaten der Verbandsmitglieder sind
in den Wirtschaftsplan zu integrieren. Der Wirt-
schaftsplan besteht aus dem Erfolgsplan, dem Ver-
mögensplan und der Stellenübersicht. Dem Wirt-
schaftsplan ist eine fünfjährige Finanzplanung zu-
grunde zu legen.

(2) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvor-
steherin hat in Anwendung der Vorschriften des 3.
Buches des Handelsgesetzbuches (HGB) für große
Kapitalgesellschaften bis spätestens zum 31.05.
nach Ablauf eines jeden Geschäftsjahres einen
Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlust-
rechnung, Anhang) und einen Lagebericht aufzu-
stellen.

Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorstehe-
rin hat den Jahresabschluss und den Lagebericht
unverzüglich nach ihrer Aufstellung der Verbands-
versammlung vorzulegen. Darüber hinaus ist der

Jahresabschluss mit Lagebericht unverzüglich
dem Abschlussprüfer einzureichen. Die Prüfung
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes um-
fasst auch die Prüfung und Berichterstattung nach
§ 53 Abs. 1 Ziff. 1 und 2 des Haushaltsgrundsätze-
gesetzes (HGrG).

(3) Der Abschlussprüfer bzw. die Abschlussprüfe-
rin nimmt an den Verhandlungen der Verbandsver-
sammlung über den vom Verbandsvorsteher bzw.
von der Verbandsvorsteherin vorgelegten Jahres-
abschluss und den Lagebericht teil und berichtet
über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung.

(4) Die überörtliche Prüfung des Verbandes ist
Aufgabe der Gemeindeprüfungsanstalt des Landes
Nordrhein Westfalen.

(5) Unabhängig von der Prüfung nach Absatz 2
werden den Rechnungsprüfungsämtern der Ver-
bandsmitglieder die Rechte nach § 54 i. V. m. § 44
HGrG eingeräumt. Weitere Prüfrechte gemäß der
vom Rat der einzelnen Verbandsmitglieder erlas-
senen Rechnungsprüfungsordnungen werden be-
achtet.

§ 20
Kostendeckung

(1) Die für die Zweckverbandsarbeit nach Maßga-
be der Arbeitspläne im Bereich der Verbandsmit-
glieder erforderlichen Räumlichkeiten und Ver-
waltungsräume werden dem Zweckverband von
den Verbandsmitgliedern entgeltlich zur Verfü-
gung gestellt.

(2) Der Zweckverband kann aus organisatorischen
und prozessökonomischen Gründen nach Ablauf
einer Übergangsfrist von 2 Jahren seit Gründung
des Zweckverbandes Mietverträge im Einverneh-
men mit der betroffenen Stadt beenden.

(3) Sofern zur Erlangung von Landeszuschüssen
der Zweckverband als Errichter der Gebäude vor-
geschrieben ist, muss der Zweckverband die Pla-
nungen des betreffenden Verbandsmitgliedes über-
nehmen. Die anderen Zweckverbandsmitglieder
werden von dadurch entstehenden etwaigen Auf-
wendungen des Zweckverbandes freigestellt.

(4) Soweit der Finanzbedarf des Zweckverbandes
nicht aus Entgelten, Projektmitteln und Zuschüs-
sen gedeckt wird, erhebt der Zweckverband von
den Verbandsmitgliedern, soweit der Verband für
diese Aufgaben erfüllt, eine Umlage. Die Umlage
bemisst sich nach den Vorteilen für die einzelnen
Verbandsmitglieder und wird durch die Verbands-
versammlung in besonderen Veranlagungsregeln
festgelegt.

(5) Um die Kosten der Leistungen des Zweckver-
bandes sach- und verursachergerecht zuordnen zu
können, richtet der Zweckverband eine Kosten-
und Leistungsrechnung ein.

§ 21
Ausscheiden von Verbandsmitgliedern, 

Auflösung des Verbandes
(1) Das Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes ist
frühestens fünf Jahre nach der Verbandsgründung
möglich. Die Absicht, aus dem Verband auszu-
scheiden, ist mit einer Frist von einem Jahr dem
Verbandsvorsteher bzw. der Verbandsvorsteherin
schriftlich mitzuteilen. Die Auflösung des Verban-
des bedarf der Zustimmung aller Mitglieder.

(2) Ein ausgeschiedenes Mitglied bleibt zur Leis-
tung der für die Zeit bis zu seinem Ausscheiden
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festgesetzten Beiträge verpflichtet; es kann auch zu
Beiträgen für die Zeit danach wie ein Mitglied we-
gen solcher Aufwendungen des Verbandes herange-
zogen werden, die auf Anforderung durch das aus-
scheidende Mitglied verursacht wurden und nach
dem Ausscheiden nicht vermieden werden können.
Geleistete Beträge werden dem ausscheidenden
Mitglied nicht erstattet oder ausgeglichen.

(3) Bei Auflösung des Zweckverbandes haben die
Verbandsmitglieder eine Vereinbarung über die
Verteilung des nach Abzug der Verbindlichkeiten
verbleibenden Vermögens zu treffen.

(4) Im Falle der Auflösung des Verbandes werden
die hauptamtlich tätigen Beamten/innen und An-
gestellten vom Rechtsnachfolger bzw. von der
Rechtsnachfolgerin des Zweckverbandes übernom-
men. Wird der Zweckverband ohne Rechtsnachfol-
ger aufgelöst, werden die Bediensteten unter Wah-
rung ihres personal- und versorgungsrechtlichen
Besitzstandes von den Verbandsmitgliedern nach
dem Verhältnis ihrer Einwohnerzahl übernommen.
Soweit es sich um ehemalige Dienstkräfte eines
Verbandsmitgliedes handelt, werden sie wieder von
diesem Verbandsmitglied übernommen.

(5) Bei Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes fin-
det Abs. 4 Satz 3 Anwendung, sofern diese Dienst-
kräfte für den Betrieb des Zweckverbandes nicht
unverzichtbar sind.

§ 22
Geltung der gesetzlichen Vorschriften

Soweit nicht das GkG NRW oder die Verbandssat-
zung besondere Vorschriften treffen, finden auf
den Zweckverband die Vorschriften der GO NRW
sinngemäß Anwendung. Im Übrigen gelten die ge-
setzlichen Vorschriften, die sich u.a. aus dem WbG
NRW, Landesbeamtengesetz NRW und dem Beam-
tenrechtsrahmengesetz ergeben.

§ 23
In-Kraft-Treten

Schlussbestimmung
Der Zweckverband entsteht am Tage nach der öf-
fentlichen Bekanntmachung der Verbandssatzung
und ihrer Genehmigung im Veröffentlichungsblatt
der Aufsichtsbehörde. An demselben Tag tritt die
Satzung in Kraft.

Genehmigung
Die zur Bildung des Zweckverbandes Bergische
Volkshochschule Zweckverband der Städte Solin-
gen – Wuppertal für allgemeine und berufliche
Weiterbildung sowie Familienbildung durch Be-
schlüsse des Rates der Stadt Solingen vom 15.12.
2005 und des Rates der Stadt Wuppertal vom
19.12.2005 vereinbarte Satzung wird hiermit ge-
mäß § 10 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 29
Abs. 1 Ziffer 1 des Gesetzes über die kommunale
Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 621/SGV.
NRW. 202), zuletzt geändert durch Gesetz vom
15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), aufsichtsbehördlich
genehmigt.

Im Auftrag

Olbrich

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 471

Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft

561 Bekanntgabe nach § 3a UVPG 
über die Feststellung der UVP-Pflicht 

zum Antrag der ThyssenKrupp Steel AG

Bezirksregierung
(56.0206/05/0104BAA2)

Düsseldorf, den 21. Dezember 2005

Antrag der ThyssenKrupp Steel AG, 
Kaiser-Wilhelm-Str. 100, 47166 Duisburg 

auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz

(BlmSchG)
Die Firma ThyssenKrupp Steel AG hat mit Datum
vom 07.10.2005 einen Antrag auf Erteilung einer
Genehmigung gemäß § 4 BlmSchG zur Errichtung
und zum Betrieb einer Grubengasnutzungsanlage
gestellt.

Antragsgegenstand ist die Errichtung und der Be-
trieb einer Anlage mit Verbrennungsmotor zur
Stromerzeugung aus Grubengas mit einer Feue-
rungswärmeleistung von ca. 2,0 MW in 47169
Duisburg, Werk Beeckerwerth.

Gemäß § 3c Abs. 1 des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung
mit Ziffer 1.1.6 der Anlage 1 zum UVPG ist eine
Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen,
wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zu-
ständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der in Anlage 2 zum
UVPG aufgeführten Kriterien erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben kann, die nach
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht. Diese Feststellung ist
nicht selbstständig anfechtbar.

Im Auftrag

Thaler

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 476

562 Antrag auf eine wasserrechtliche 
Erlaubnis für die Thyssen Krupp 

Präzisionsschmiede GmbH

Bezirksregierung
54.6.2.2 – DU – 124/05

Düsseldorf, den 20. Dezember 2005

Beabsichtigte Beantragung 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die 
Thyssen Krupp Präzisionsschmiede GmbH

zur Entnahme von Grundwasser 
für die Betriebsbrunnen Nr. 1 und Nr. 2 

auf dem Betriebsgelände Wanheim
Die Thyssen Krupp Präzisionsschmiede GmbH,
Friemersheimerstr. 40, 47249 Duisburg, haben ei-

476



nen Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen
Erlaubnis nach § 7 Wasserhaushaltsgesetz zu stel-
len.

Antragsgegenstand soll die Förderung von
1.600.000 m3/Jahr Grundwasser zur Kühlung der
Produktionsanlagen und zur Versorgung des Lösch-
wassersystems.

Wird Grundwasser in einem Volumen von mehr als
100.000 m3/Jahr und weniger als 10 Mio. m3/Jahr
zutage gefördert, ist gemäß

– § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Zif-
fer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG sowie

– § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen
(UVPG NRW) in Verbindung mit Ziffer 3 a) der
Anlage 1 zum UVPG NRW

– in Verbindung mit § 3c Abs. 1 Satz 1 UVPG

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger
Prüfung unter Berücksichtigung der in der An-
lage 2 zum UVPG NRW aufgeführten Kriterien er-
hebliche Umweltauswirkungen haben kann, die
nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht
selbstständig anfechtbar. 

Auswirkungen der beantragten Erlaubnis 
für die Thyssen Krupp Präzisionsschmiede GmbH

für die Entnahme von Grundwasser 
durch die Betriebsbrunnen Nr. 1 und Nr. 2 

des Werkes Wanheim:

Kurzbeschreibung des Vorhabens:
Entnahme von Grundwasser, jährliche Fördermen-
ge: insgesamt 1.600.000 m3/a über die Betriebs-
brunnen Nr. 1 und Nr. 2 des Werkes Wanheim 

Beschreibung der Umwelt:
Das Werksgelände der Thyssen Krupp Präzisions-
schmiede befindet sich im Norden eines ausge-
dehnten Industriegebietes entlang des Rheinufers.
Nördlich und östlich schließen sich Misch- bzw.
Wohngebiete an. Darin integriert sowie nach Nor-
den und Osten anschließend bestehen Parkanla-
gen, Friedhöfe und Kleingartenanlagen. Die Ab-
grenzung des Werksgeländes nach Osten und Nor-
den zur Wohnbebauung bildet eine Immissions-
schutzgrünfläche. Das Werksgelände der Thyssen
Krupp Präzisionsschmiede reicht nach Westen bis
an den Rhein. Auf der anderen Rheinseite schließt
sich dann das Naturschutzgebiet Friemersheimer
Rheinaue an. Südlich bzw. südöstlich des Werksge-
ländes besteht ein Lagerplatz für feste Abfallstoffe
sowie eine Kläranlage, die außerdem als Über-
schwemmungsgebiet des Rheins sowie Verbunds-
grünfläche im Flächennutzungsplan dargestellt
sind. Im Übrigen erstreckt sich das Überschwem-
mungsgebiet des Rheins auf einen sehr schmalen

Saum des Rheinufers. Generell kann die Nutzung
im Umfeld des Werksgeländes als wenig sensibel
gegenüber Grundwasserstandsveränderungen ein-
gestuft werden, zu beachten sind bei der weiteren
Betrachtung hauptsächlich Grünflächen. Im Um-
feld der Grundwasserentnahme existieren zwei
Bodendenkmäler: Haus Angerort und der Bieger-
hof. 

Beeinträchtigung der Schutzgüter 
und deren Wechselwirkungen sowie 

Vermeidungen, Verminderungen und Ausgleich 
der Beeinträchtigungen:

Schutzgüter Kurzerläuterung

1. Schutzgut Mensch Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

2. Schutzgut Tiere, Keine Beeinträchtigung 
Pflanzen ersichtlich
und Landschaft 

3. Schutzgut Boden Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

4. Schutzgut Wasser Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

5. Schutzgut Luft Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

6. Schutzgut Klima Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

7. Schutzgut Kultur- Keine Beeinträchtigung 
und Sachgüter ersichtlich 

Wechselwirkungen nicht bekannt
zwischen den Schutzgütern

Darstellung anderweitig geprüfter 
Lösungsmöglichkeiten: 
Es wurden keine anderweitigen Lösungsmöglich-
keiten geprüft. 

Schwierigkeiten bei der Ermittlung 
der Beeinträchtigungen: 
Keine 

Im Auftrag

Gregori

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 476

563 Antrag auf eine wasserrechtliche 
Bewilligung für die Stadtwerke Neuss 

Energie und Wasser GmbH

Bezirksregierung
54.6.1.1 – NE – 22/02

Düsseldorf, den 20. Dezember 2005 

Beabsichtigte Beantragung einer wasserrecht-
lichen Bewilligung durch die Stadtwerke Neuss
Energie und Wasser GmbH zur Entnahme von

Grundwasser für die Trinkwasser-
gewinnungsanlage Broichhof in Neuss

Die Stadtwerke Neuss Energie und Wasser GmbH,
Hammer Landstrasse 45, 41460 Neuss, beabsichti-
gen einen Antrag auf Erteilung einer wasserrecht-
lichen Bewilligung nach § 8 Wasserhaushaltsgesetz
zu stellen.

477



Antragsgegenstand soll die Förderung von
4.750.000 m3 /Jahr Grundwasser zur Rohwasserge-
winnung für die öffentliche Trinkwasserversor-
gung im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Neuss
Wasser und Energie GmbH sein.

Wird Grundwasser in einem Volumen von mehr als
100.000 m3/Jahr und weniger als 10 Mio. m3/Jahr
zutage gefördert, ist gemäß

– § 3 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Zif-
fer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG sowie

– § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen
(UVPG NRW) in Verbindung mit Ziffer 3 a) der
Anlage 1 zum UVPG NRW

– in Verbindung mit § 3c Abs. 1 Satz 1 UVPG

eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzufüh-
ren, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der
zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger
Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage
2 zum UVPG NRW aufgeführten Kriterien erhebli-
che Umweltauswirkungen haben kann, die nach
§ 12 UVPG zu berücksichtigen wären.

Im vorliegenden Fall hat die allgemeine Vorprü-
fung im Einzelfall ergeben, dass erhebliche nach-
teilige Umweltauswirkungen durch das beantragte
Vorhaben nicht zu erwarten sind.

Gemäß § 3a Satz 1 UVPG stelle ich daher fest,
dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflich-
tung zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung nicht besteht.

Die Feststellung ist gemäß § 3a Satz 3 UVPG nicht
selbstständig anfechtbar. 

Auswirkungen der beantragten 
Bewilligung für die Stadtwerke Neuss 

Energie und Wasser GmbH für die 
Entnahme von Grundwasser durch die 

Wasserfassungsanlage Broichhof 
in Neuss:

Kurzbeschreibung des Vorhabens:
Entnahme von Grundwasser, jährliche Fördermen-
ge: insgesamt 4.750.000 m3/a über die Wasserfas-
sungsanlage Broichhof 

Beschreibung der Umwelt:
Aus der Fortführung der Entnahme sind keine re-
levanten Auswirkungen aus naturschutzfachlicher
Sicht oder gegenüber anderen Schutzgütern zu er-
warten, eine akute oder latente Gefahr der Grund-
wasserbeschaffenheit ist nicht zu erwarten; ebenso
wie eine Grundwasserabsenkung. 

Beeinträchtigung der Schutzgüter 
und deren Wechselwirkungen sowie 

Vermeidungen, Verminderungen und Ausgleich 
der Beeinträchtigungen:

Schutzgüter Kurzerläuterung

1. Schutzgut Mensch Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

2. Schutzgut Tiere, Keine Beeinträchtigung 
Pflanzen ersichtlich
und Landschaft 

3. Schutzgut Boden Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

Schutzgüter Kurzerläuterung

4. Schutzgut Wasser Keine Beeinträchtigung 
s. StN StUA KR 
vom 27.10.2005

5. Schutzgut Luft Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

6. Schutzgut Klima Keine Beeinträchtigung 
ersichtlich

7. Schutzgut Kultur- Keine Beeinträchtigung 
und Sachgüter ersichtlich 

Wechselwirkungen nicht bekannt
zwischen den Schutzgütern

Im Auftrag

Gregori

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 477

C.
Rechtsvorschriften 

und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen

564 Bekanntmachung der 
Verbandsordnung des Regionalverbandes 

Ruhr

Bekanntmachungsanordnung 
Aufgrund §§ 7, 23 Gesetz über den Regionalver-
band Ruhr (RVRG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), ge-
ändert durch Gesetz vom 16. November 2004 (GV.
NRW. S. 644), zuletzt geändert durch Gesetz vom
05. April 2005 (GV. NRW. S. 351) in Verbindung
mit der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO)
vom 26. August 1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt ge-
ändert durch Art. 4 Gesetz vom 19. April 2003 (GV.
NRW. S. 254) wird nachfolgende Verbandsordnung
des Regionalverbandes Ruhr öffentlich bekanntge-
macht:

Verbandsordnung
des Regionalverbandes Ruhr

in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19.09.2005

Inhaltsübersicht
Teil I

§ 1 Name, Sitz und Gebiet

§ 2 Dienstsiegel

Teil II
§ 3 Wahl der beratenden Mitglieder in die 

Verbandsversammlung

§ 4 Verfahren der Verbandsversammlung, 
des Vorstandes und der Ausschüsse

§ 5 Dringlichkeitsentscheidungen

§ 6 Ausschüsse

§ 7 Akteneinsicht und Auskunft

§ 8 Auskunftspflicht der Mitglieder der 
Verbandsversammlung und der Ausschüsse
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§ 9 Verschwiegenheitspflicht, Ausschließungs-
gründe, Treuepflicht

Teil III
§ 10 Arten der Entschädigung

§ 11 Ersatz für Verdienstausfall und Kinder-
betreuungskosten

§ 12 Aufwandsentschädigung

§ 13 Reisekostenvergütung, Fahrtkostenerstat-
tung, Übernachtungskostenerstattung

§ 14 Fraktionen

Teil IV
§ 15 Bereichsleiterinnen/Bereichsleiter

§ 16 Teilnahme der Regionaldirektorin/des 
Regionaldirektors, der Bereichsleiterinnen/
Bereichsleiter, Beamtinnen/Beamten und 
Angestellten an Sitzungen der Verbands-
versammlung, des Vorstandes und der Aus-
schüsse

Teil V
§ 17 Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten

Teil VI
§ 18 Finanz- und Vermögensauseinander-

setzungen bei Austrittsvereinbarung oder
Kündigung

§ 19 Übernahme oder Aufgabe freiwilliger 
Aufgaben

Teil VII
§ 20 Öffentliche Bekanntmachungen

§ 21 In-Kraft-Treten

Auf Grundlage von § 7 des Gesetzes über den Re-
gionalverband Ruhr (RVRG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03. Februar 2004 (GV. NRW.
S. 96), geändert durch Gesetz vom 16. November
2004 (GV. NRW. S. 644), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 351) hat
die Verbandsversammlung des Regionalverbandes
Ruhr am 19.09.2005 und Änderungsbeschluss am
28.11.2005 folgende Verbandsordnung beschlossen:

Teil I

§ 1
Name, Sitz und Gebiet

(1) Der Verband führt den Namen „Regionalver-
band Ruhr“.

(2) Sitz des Verbandes ist Essen.

(3) Das Gebiet des Verbandes umfasst die kreis-
freien Städte

Bochum Hagen

Bottrop Hamm

Dortmund Herne

Duisburg Mülheim a. d. Ruhr

Essen Oberhausen

Gelsenkirchen

und die Kreise

Ennepe-Ruhr-Kreis Unna

Recklinghausen Wesel

§ 2
Dienstsiegel

Der Verband führt ein Dienstsiegel. Das Dienstsie-
gel gleicht in Form und Größe dem dieser Ver-
bandsordnung beigedrückten Siegel.

Teil II

§ 3
Wahl der beratenden Mitglieder

in die Verbandsversammlung
(1) Die für das Verbandsgebiet zuständigen Ar-
beitgeberverbände, Industrie- und Handelskam-
mern und Handwerkskammern, die im Verbands-
gebiet tätigen Gewerkschaften, Sportverbände,
Kulturverbände, anerkannten Naturschutzverbän-
de sowie kommunale Gleichstellungsstellen und
Regionalstellen Frau und Beruf können der Ver-
bandsversammlung Vorschläge für die Wahl der
Mitglieder mit beratender Befugnis (beratende
Mitglieder der Verbandsversammlung) zuleiten.

(2) Die Vorschläge sind schriftlich bei der Regio-
naldirektorin/beim Regionaldirektor innerhalb
von vier Wochen nach der Wahl der Vertretungen
der Mitgliedskörperschaften des Verbandes einzu-
reichen.

(3) Die Einreichungsfrist wird mindestens drei
Wochen vorher in den Amtsblättern der Bezirksre-
gierungen Arnsberg, Düsseldorf und Münster be-
kannt gemacht.

(4) Werden die Vorschläge der in Abs. 1 genannten
Organisationen verspätet beim Verband einge-
reicht, braucht sie die Verbandsversammlung nicht
zu berücksichtigen.

(5) Die Wahl der beratenden Mitglieder wird
durch offene Abstimmung; auf Antrag eines Mit-
gliedes der Verbandsversammlung wird die Wahl
durch Abgabe von Stimmzetteln vollzogen. Haben
sich die Mitglieder der Verbandsversammlung in
Bezug auf den Vorschlag einer vorschlagsberech-
tigten Organisation auf einen einheitlichen Wahl-
vorschlag geeinigt, ist der einstimmige Beschluss
der Verbandsversammlung über die Annahme die-
ses Wahlvorschlages ausreichend. Soweit eine Ei-
nigung über mehrere oder sämtliche Vorschläge
der vorschlagsberechtigten Organisationen zustan-
de kommt, kann über diese gemeinsam im Rahmen
eines einheitlichen Wahlvorschlages abgestimmt
werden.

(6) Kommt ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht
zustande oder wird Einstimmigkeit nicht erzielt,
werden die beratenden Mitglieder nach folgendem
Verfahren gewählt: Jedes Mitglied der Verbands-
versammlung hat für jedes zu wählende beratende
Mitglied einer vorschlagsberechtigten Organisa-
tion mit Ausnahme des Vorschlags der Gewerk-
schaften eine Stimme. Gewählt ist, wer mehr als
die Hälfte der gültigen Stimmen erhalten hat.
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Wird die nach Satz 3 erforderliche Mehrheit für
ein oder mehrere beratende Mitglieder nicht er-
reicht, so ist die Wahl insoweit in der gleichen
Weise zu wiederholen. Erreichen auch bei dieser
zweiten Wahl nicht alle vorgeschlagenen Personen
mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen, so sind
diejenigen gewählt, die die meisten Stimmen auf
sich vereinigt haben. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet das Los.

Jedes Mitglied der Verbandsversammlung hat be-
züglich des Vorschlages der im Verbandsgebiet tä-
tigen Gewerkschaften höchstens 3 Stimmen. Die
Wahl ist als Gesamtwahl gemäß § 50 Abs. 2 GO
NW durch Abgabe von Stimmzetteln durchzufüh-
ren. Das weitere Verfahren richtet sich nach Abs. 6
Satz 3 bis 6.

(7) Die beratenden Mitglieder der Verbandsver-
sammlung sind berechtigt, an den Sitzungen des
Wirtschaftsausschusses, des Planungsausschusses,
des Umweltausschusses und – soweit er eingerich-
tet wird – an den Sitzungen des Kultur- und Sport-
ausschusses mit beratender Stimme teilzunehmen.
Die beratenden Mitglieder der Arbeitgeberorgani-
sationen und der Arbeitnehmerorganisationen eini-
gen sich dabei auf jeweils einen Vertreter zur Ent-
sendung in die vorgenannten Ausschüsse.

(8) Scheidet ein beratendes Mitglied vor Ablauf
der Wahlzeit aus der Verbandsversammlung aus,
so wird für den Rest der Wahlzeit ein Ersatzmit-
glied von der Verbandsversammlung gewählt. Das
Ersatzmitglied wird auf Vorschlag der in § 10 Abs.
9 RVRG genannten Organisation gewählt, die das
ausscheidende Mitglied zur Wahl vorgeschlagen
hatte.

(9) Die Zuweisung projektbezogener Finanzmittel
an die beratenden Mitglieder setzt einen schriftli-
chen Antrag an die Regionaldirektorin/den Regio-
naldirektor voraus.

Eine Entscheidung über die Vergabe der Mittel er-
folgt durch die Verbandsversammlung im Rahmen
der Haushaltsberatung.

§ 4
Verfahren der Verbandsversammlung, des 

Vorstandes und der Ausschüsse
(1) Die von der Verbandsversammlung gebildeten
Ausschüsse dienen der Vorbereitung der Verbands-
versammlung. Die Ausschüsse beraten ihre Ange-
legenheiten im Rahmen ihrer zugewiesenen Zu-
ständigkeiten. Diese wird in einer Zuständigkeits-
ordnung geregelt.

(2) Das Verfahren der Verbandsversammlung und
der Ausschüsse richtet sich nach der von der Ver-
bandsversammlung zu beschließenden Geschäfts-
ordnung. In dieser sind darüber hinaus die Bestim-
mungen zur Einberufung und zum Zusammentritt
der Verbandsversammlung, Wahl der/des Vorsit-
zenden der Verbandsversammlung und der Stell-
vertreterinnen/Stellvertreter, der Sitzung der Ver-
bandsversammlung, ihrer Beschlussfähigkeit und
das Abstimmungsverfahren zu regeln.

(3) Die Verbandsversammlung kann die Zustän-
digkeit für alle Entscheidungen auf sich ziehen,
sofern nicht Gesetze oder die Verbandsordnung
dem entgegenstehen.

(4) Der Vorstand fällt eilbedürftige Entscheidun-
gen in den Gesellschaften. Diese Entscheidungen
sind der Verbandsversammlung in der nächsten
Sitzung zur Genehmigung vorzulegen. Sie kann

die Entscheidung aufheben, soweit nicht schon
Rechte anderer durch die Ausführung des Be-
schlusses entstanden sind.

(5) Das Verfahren des Vorstandes richtet sich nach
seiner Geschäftsordnung.

§ 5
Dringlichkeitsentscheidungen

(1) In Fällen äußerster Dringlichkeit kann die Re-
gionaldirektorin/der Regionaldirektor Anordnun-
gen, die eines Beschlusses des Vorstandes bedür-
fen, ohne eine solche vorgängige Entscheidung im
Einverständnis mit der Vorsitzenden oder dem
Vorsitzenden des Vorstandes treffen. Die Regional-
direktorin/der Regionaldirektor hat den Vorstand
und die Verbandsversammlung unverzüglich zu
unterrichten.

(2) Dringlichkeitsentscheidungen bedürfen der
Schriftform.

§ 6
Ausschüsse

(1) Die Verbandsversammlung beschließt, ob ne-
ben den im Gesetz über den Regionalverband Ruhr
beschriebenen Ausschüssen für Rechnungsprü-
fung, Planung, Umwelt und Wirtschaft auch ein
Ausschuss für Kultur und Sport gebildet wird. Die
Verbandsversammlung hat in anderen gesetzlichen
Vorschriften vorgeschriebene Ausschüsse zu bil-
den. Sie beschließt gleichzeitig über die Zusam-
mensetzung der Ausschüsse und deren Befugnisse.
Die Bestimmungen der §§ 57 und 58 GO NW fin-
den Anwendung.

(2) Zu Mitgliedern der Ausschüsse – mit Ausnah-
me des Rechnungsprüfungsausschusses – können
außer den Mitgliedern der Verbandsversammlung
auch andere Bürger aus dem Gebiet des Verbandes
gewählt werden, die durch Sachwissen oder Ver-
waltungserfahrung besondere Eignung hierfür
aufweisen. Ihre Zahl darf die der Mitglieder der
Verbandsversammlung in den einzelnen Ausschüs-
sen nicht erreichen.

(3) Soweit die Verbandsversammlung stellvertre-
tende Ausschussmitglieder bestellt, können diese
innerhalb der Fraktion jedes Mitglied vertreten.
Die näheren Bestimmungen hierzu ergeben sich
aus der Geschäftsordnung.

(4) Die Vorsitzenden der Ausschüsse und ihre
Stellvertreterinnen/Stellvertreter müssen stimm-
berechtigte Mitglieder der Verbandsversammlung
sein. Stimmberechtigt sind die nach Maßgabe des
§ 10 Abs. 1 RVRG gewählten Mitglieder der Ver-
bandsversammlung.

(5) Ausschussmitglieder, die nicht Mitglieder der
Verbandsversammlung sind, werden von der Vor-
sitzenden/dem Vorsitzenden des betreffenden Aus-
schusses verpflichtet.

§ 7
Akteneinsicht und Auskunft

(1) Die Verbandsversammlung und der Vorstand
sind durch ihre Vorsitzende/ihren Vorsitzenden
über alle wichtigen Angelegenheiten des Verban-
des zu unterrichten. Die Vorsitzende/der Vorsit-
zende der Verbandsversammlung kann von der Re-
gionaldirektorin/dem Regionaldirektor jederzeit
Auskunft und Akteneinsicht über alle Angelegen-
heiten des Verbandes verlangen.
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(2) Die Vorsitzenden der Ausschüsse und ihre
Stellvertreterinnen/Stellvertreter können von der
Regionaldirektorin/dem Regionaldirektor jederzeit
Auskunft über diejenigen Angelegenheiten verlan-
gen, die zum Aufgabenbereich ihres Ausschusses
gehören; sie haben insoweit auch das Recht auf
Akteneinsicht.

(3) Die Verbandsversammlung und der Vorstand
können im Rahmen ihrer Zuständigkeit nach §§ 9,
13 RVRG von der Regionaldirektorin/dem Regio-
naldirektor Einsicht in die Akten durch einen von
ihnen bestimmten Ausschuss oder einzelne von ih-
nen beauftragte Mitglieder verlangen.

(4) In Einzelfällen muss auf Beschluss der Ver-
bandsversammlung oder auf Verlangen eines Fünf-
tels ihrer Mitglieder oder einer Fraktion auch ei-
nem einzelnen, von den Antragstellern jeweils zu
benennenden Mitglied Akteneinsicht gewährt wer-
den. Diese Bestimmungen gelten für den Vorstand
und seine Mitglieder entsprechend. Einem einzel-
nen, von den Antragstellern zu benennenden Mit-
glied eines Ausschusses steht ein Akteneinsichts-
recht nur aufgrund eines Beschlusses des Aus-
schusses zu.

§ 8
Auskunftspflicht der Mitglieder der 

Verbandsversammlung und der Ausschüsse
(1) Innerhalb von sechs Wochen nach der ersten
Sitzung der Verbandsversammlung haben alle Mit-
glieder der Verbandsversammlung und der Aus-
schüsse der/dem Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung schriftlich Auskunft über ihre persönli-
chen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu geben,
soweit sie für die Ausübung ihres Mandats in der
Verbandsversammlung und in den Ausschüssen
von Bedeutung sein können. Im Einzelnen ist fol-
gendes anzugeben:

a) Name, Vorname, Anschrift

b) Familienstand

c) ausgeübter Beruf und Beraterverträge

d) Beteiligung an Unternehmen mit Sitz oder ei-
nem Tätigkeitsschwerpunkt im Verbandsgebiet

e) Mitgliedschaften im Vorstand, Aufsichtsrat
oder einem gleichartigen Organ einer juristi-
schen Person oder Vereinigung mit Sitz oder ei-
nem Tätigkeitsschwerpunkt im Verbandsgebiet

f) sonstige vergütete oder ehrenamtliche Tätigkei-
ten.

(2) Änderungen der Angaben nach Abs. 1 sind
der/dem Vorsitzenden unverzüglich mitzuteilen.

(3) Die erteilten Auskünfte sind unter Beachtung
des Datenschutzgesetzes NRW in der jeweils gülti-
gen Fassung vertraulich zu behandeln; sie dürfen
nur im Rahmen der Geschäftsführung der Ver-
bandsversammlung und der Ausschüsse verwendet
werden. Name, Anschrift, der ausgeübte Beruf so-
wie andere vergütete oder ehrenamtliche Tätigkei-
ten können veröffentlicht werden.

§ 9
Verschwiegenheitspflicht, Ausschließungsgründe,

Treuepflicht
(1) Die Bestimmungen des § 30 GO NW Ver-
schwiegenheitspflicht, § 31 GO NW Ausschlie-
ßungsgründe und § 32 GO NW Treuepflicht finden
vollinhaltlich auf die Mitglieder der Verbandsver-

sammlung und die sachkundigen Bürger Anwen-
dung.

(2) Muss ein Mitglied der Verbandsversammlung
oder sachkundiger Bürger annehmen, nach §§ 43
Abs. 2, 31 GO NW von der Mitwirkung an der Be-
ratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein,
so hat er den Ausschließungsgrund vor Eintritt in
die Verhandlung unaufgefordert der/dem Vorsit-
zenden der Verbandsversammlung, der/dem Vor-
sitzenden des Vorstandes oder der/dem Vorsitzen-
den des Ausschusses anzuzeigen und den Sitzungs-
raum zu verlassen; bei einer öffentlichen Sitzung
kann das Mitglied der Verbandsversammlung, des
Vorstandes oder des Ausschusses sich in dem für
die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsraumes
aufhalten.

(3) In Zweifelsfällen entscheidet die Verbandsver-
sammlung, der Vorstand oder Ausschuss vor Ein-
tritt in die Verhandlung ohne Mitwirkung des Be-
troffenen darüber, ob ein Ausschließungsgrund be-
steht. Verstöße gegen die Offenbarungspflicht wer-
den ebenfalls ohne Mitwirkung des Betroffenen
durch Beschluss festgestellt.

Teil III

§ 10
Arten der Entschädigung

Die Mitglieder der Verbandsversammlung, des
Vorstandes und der Ausschüsse sowie des Ältes-
tenrates erhalten – soweit § 12 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 RVRG keine andere Regelung vorschreibt –
nach Maßgabe der §§ 11 bis 13:

a) Ersatz für Verdienstausfall

b) Aufwandsentschädigung

c) Fahrtkostenerstattung

d) Reisekostenvergütung

e) Übernachtungsgeld.

§ 11
Ersatz für Verdienstausfall

und Kinderbetreuungskosten
(1) Mitglieder der Verbandsversammlung, des Vor-
standes und der Ausschüsse erhalten im Falle der
Geltendmachung Ersatz des Verdienstausfalles, der
ihnen durch die Mandatsausübung entsteht, soweit
diese während der regelmäßigen Arbeitszeit erfor-
derlich ist. Für jede Stunde der versäumten regel-
mäßigen Arbeitszeit wird ein Regelstundensatz von
8 ¤ berechnet, wobei die letzte angefangene Stunde
voll gerechnet wird. Die regelmäßige Arbeitszeit ist
für jedes Mitglied individuell zu ermitteln.

(2) Abhängigen Erwerbstätigen wird auf Antrag
statt des Regelstundensatzes der tatsächlich ent-
standene Verdienstausfall erstattet. Er ist durch
eine Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuwei-
sen.

(3) Selbständige erhalten auf Antrag statt des Re-
gelstundensatzes eine Verdienstausfallpauschale je
Stunde versäumter Arbeitszeit, die im Einzelfall
nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Zu die-
sem Zweck haben sie ihr Einkommen in geeigneter
Weise glaubhaft zu machen.

(4) Personen, die einen Haushalt mit mindestens
zwei Personen führen und nicht oder weniger als
20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten
für die Zeit der mandatsbedingten Abwesenheit
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vom Haushalt mindestens den Regelstundensatz.
Statt des Regelstundensatzes werden auf Antrag
die notwendigen Kosten für eine Vertretung im
Haushalt ersetzt.

(5) Alle Mitglieder der Verbandsversammlung, des
Vorstandes und der Ausschüsse haben mindestens
Anspruch auf den Regelstundensatz nach Abs. 1,
es sei denn, dass sie ersichtlich keine Nachteile er-
litten haben.

(6) Bei der Erstattung des Verdienstausfalles darf
ein Höchstbetrag von 23 ¤ je Stunde nicht über-
schritten werden.

(7) Ist während der mandatsbedingten Abwesen-
heit vom Haushalt eine entgeltliche Kinderbetreu-
ung notwendig, werden die nachgewiesenen Kos-
ten auf Antrag erstattet. Kinderbetreuungskosten
werden nicht für Zeiträume erstattet, für die Ver-
dienstausfall geleistet wird. Bei der Erstattung der
Kinderbetreuungskosten darf ein Höchstbetrag
von 8 ¤ je Stunde nicht überschritten werden.

§ 12
Aufwandsentschädigung

(1) Für die Teilnahme an Sitzungen der Verbands-
versammlung, des Vorstandes, der von der Ver-
bandsversammlung gebildeten Ausschüsse und der
Fraktionen oder an sonstigen Sitzungen der Ver-
bandsgremien wird ein monatlicher Pauschbetrag
und für die Anwesenheit in diesen Sitzungen, die
durch Anwesenheitsliste nachzuweisen ist, ein Sit-
zungsgeld nach Maßgabe der Entschädigungsver-
ordnung (EntschVO) in der jeweils geltenden Fas-
sung gewährt.

(2) Soweit sachkundige Bürger gewählt werden,
erhalten sie für die Teilnahme an Sitzungen der
Ausschüsse und der Fraktionen oder an sonstigen
Sitzungen der Verbandsgremien als Aufwandsent-
schädigung ein Sitzungsgeld nach Maßgabe der
EntschVO in der jeweils geltenden Fassung.

(3) Bei einer Sitzungsdauer von insgesamt mehr
als sechs Stunden wird ein weiteres Sitzungsgeld
gewährt. Finden mehrere Sitzungen an einem Tage
statt, werden zwei Sitzungsgelder gewährt.

(4) Die/Der Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung, seine Stellvertreterinnen/Stellvertreter, die
Vorsitzenden der Fraktionen und bei einer Min-
deststärke von 15 Mitgliedern auch je Fraktion ei-
ne Stellvertreterin/ein Stellvertreter oder ein ge-
schäftsführendes Fraktionsmitglied erhalten ne-
ben den Entschädigungen, die den Mitgliedern der
Verbandsversammlung nach den §§ 11 bis 13 die-
ser Verbandsordnung zustehen, eine Aufwandsent-
schädigung.

(5) Die Höhe der Aufwandsentschädigung ist in
einer Anlage, die nicht Bestandteil der Verbands-
ordnung ist, dargestellt.

§ 13
Reisekostenvergütung,

Fahrtkostenerstattung, Übernachtungskosten-
erstattung

(1) Aus Anlass von Sitzungen der Verbandsver-
sammlung, des Vorstandes, der Ausschüsse und
der Fraktionen sowie von sonstigen Sitzungen der
Verbandsgremien werden für die An- und Abfahrt
zum Sitzungsort Fahrtkosten nach Maßgabe der
Verordnung über die Entschädigung kommunaler
Vertretungen und Ausschüsse (EntschVO in der je-
weils geltenden Fassung) erstattet.

(2) Für Strecken, die mit regelmäßig verkehrenden
Beförderungsmitteln zurückgelegt worden sind,
werden die entstandenen notwendigen Fahrtkos-
ten erstattet, und zwar beim Benutzen von

a) Land- oder 
Wasserfahrzeugen die erste Klasse

b) Luftfahrzeugen Touristen- oder 
Economyklasse

c) Schlafwagen die Einbettklasse

(3) Bei Benutzung eines Kraftfahrzeuges bzw.
2-rädrigen Kraftfahrzeuges im Sinne der 
EntschVO (in der jeweils geltenden Fassung) ist
eine Entschädigung gem. § 6 Abs. 1 Satz 2 Lan-
desreisekostengesetz (LRKG) zulässig.

Bei Benutzung eines Fahrrades im Sinne der
EntschVO (in der jeweils geltenden Fassung) ist ei-
ne Entschädigung gem. § 6 Abs. 3 LRKG zulässig.

(4) Zu Dienstreisen außerhalb der Gebietsgrenzen
des Regionalverbandes Ruhr ist die Genehmigung
der/des Vorsitzenden der Verbandsversammlung,
zu Auslandsdienstreisen ist ein entsprechender Be-
schluss der Verbandsversammlung oder in Eilfäl-
len die Genehmigung der/des Vorsitzenden der
Verbandsversammlung erforderlich, die schriftlich
beantragt werden muss. Dienstreisen von Mitglie-
dern der Verbandsversammlung gelten als geneh-
migt, soweit jene in Organe, Beiräte oder Aus-
schüsse juristischer Personen oder Personenverei-
nigungen bestellt oder in kommunalen Spitzenver-
bänden sowie Fachverbänden und ähnlichen Orga-
nisationen vertreten sind.

(5) Für genehmigte Dienstreisen erhalten die Mit-
glieder der Verbandsversammlung, des Vorstandes
und der Ausschüsse Reisekostenvergütung nach
Maßgabe der EntschVO und des LRKG.

(6) Neben Reisekostenvergütungen werden Sit-
zungsgelder nicht gewährt.

(7) Den Mitgliedern der Verbandsversammlung,
des Vorstandes und der Ausschüsse wird eine
Übernachtungskostenerstattung nach Maßgabe
der EntschVO und des LRKG gezahlt, wenn die
An- und Abreise am Sitzungstag nicht möglich
oder nicht zumutbar war. Übernachtungskostener-
stattung wird ferner gewährt, wenn Sitzungen sich
über zwei oder mehrere Tage erstrecken.

(8) Die Übernachtungskostenerstattung entfällt,
wenn bei zwei- oder mehrtägiger Dauer der Sit-
zung jedes Mal Fahrtkostenerstattung in Anspruch
genommen wird.

§ 14
Fraktionen

(1) Die Fraktionen geben sich ein Statut. Die
Fraktionen der Verbandsversammlung erhalten zu
den sachlichen und personellen Aufwendungen für
die Geschäftsführung eine monatliche finanzielle
Zuwendung.

Die Zuwendungen an die Fraktionen sind in einer
besonderen Anlage zum Haushaltsplan darzustel-
len.

Über die Verwendung dieser Mittel ist ein Nach-
weis in einfacher Form zu führen, der unmittelbar
der Regionaldirektorin/dem Regionaldirektor zu-
zuleiten ist.

(2) Die Bestimmungen des § 56 GO NW finden
entsprechend Anwendung. Nähere Einzelheiten re-
gelt die Geschäftsordnung.
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Teil IV

§ 15
Bereichsleiterinnen/Bereichsleiter

(1) Die Zahl der Bereichsleiterinnen/Bereichslei-
ter bestimmt die Verbandsversammlung im Rah-
men des RVRG.

(2) Die/Der zur/zum allgemeinen Vertreterin/Ver-
treter der Regionaldirektorin/des Regionaldirek-
tors bestellte Bereichsleiterin/Bereichsleiter führt
die Amtsbezeichnung „Erste Bereichsleiterin/Ers-
ter Bereichsleiter“.

(3) Ist die/der Erste Bereichsleiterin/Erste Be-
reichsleiter an der Vertretung verhindert, sind die
übrigen Bereichsleiterinnen/Bereichsleiter zur all-
gemeinen Vertretung der Regionaldirektorin/des
Regionaldirektors berufen. Die weitere Reihenfol-
ge der Vertretung und die Geschäftsverteilung be-
stimmt die Verbandsversammlung.

§ 16
Teilnahme der Regionaldirektorin/des Regional-

direktors, der Bereichsleiterinnen/
Bereichsleiter, Beamtinnen/Beamten

und Angestellten an Sitzungen der Verbands-
versammlung und der Ausschüsse

(1) Die Regionaldirektorin/Der Regionaldirektor
nimmt an den Sitzungen der Verbandsversamm-
lung und des Vorstandes teil. Die Bereichsleiterin-
nen/Bereichsleiter nehmen an den Sitzungen der
Verbandsversammlung, des Vorstandes und der für
ihren Geschäftsbereich zuständigen Ausschüsse
teil. Sie sind berechtigt, auch an den Sitzungen
anderer Ausschüsse teilzunehmen; ihre Teilnahme
richtet sich nach der Tagesordnung.

(2) Die Regionaldirektorin/Der Regionaldirektor
ist berechtigt, weitere Beamtinnen/Beamte oder
Angestellte an Sitzungen der Verbandsversamm-
lung oder eines Ausschusses teilnehmen zu lassen.
Dies gilt auch für die Bereichsleiterinnen/Be-
reichsleiter hinsichtlich der Ausschüsse ihres Ge-
schäftsbereiches.

Teil V

§ 17
Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten

(1) Der Verband bestellt eine hauptamtlich tätige
Gleichstellungsbeauftragte. Der Gleichstellungs-
beauftragten können auch andere Aufgaben zuge-
wiesen werden.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte arbeitet im
Rahmen der Tätigkeitsfelder des Regionalverban-
des Ruhr darauf hin, vorhandene Benachteiligun-
gen von Frauen abzubauen und somit das verfas-
sungsrechtliche Gebot der Gleichberechtigung von
Frauen und Männern sowie die übrigen der Her-
stellung der Gleichberechtigung dienenden Geset-
ze zu verwirklichen. In der Zuständigkeit der
Gleichstellungsbeauftragten liegen alle frauen-
und gleichstellungsrelevanten Fragen und Angele-
genheiten. Als frauen- und gleichstellungsrelevant
sind solche Fragen und Angelegenheiten zu verste-
hen, die Lebens- und Arbeitsbedingungen von
Frauen in anderer Weise oder in stärkerem Maße
berühren als die Lebens- und Arbeitsbedingungen
von Männern. Es handelt sich dabei um die Wahr-
nehmung von Querschnittsaufgaben, die fachüber-
greifend alle Bereiche der Politik und der Verwal-

tung des Regionalverbandes Ruhr berühren kön-
nen.

(3) Die Regionaldirektorin/der Regionaldirektor
hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ih-
res Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so früh-
zeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Anre-
gungen, Vorschläge, Bedenken und sonstige Stel-
lungnahmen berücksichtigt werden können. Hier-
zu ist die Gleichstellungsbeauftragte rechtzeitig
und umfassend zu unterrichten; die insoweit er-
forderlichen Unterlagen sind vorzulegen und die
erbetenen Auskünfte zu erteilen. Die Regionaldi-
rektorin/Der Regionaldirektor hat sicherzustellen,
dass die Auffassung der Gleichstellungsbeauf-
tragten zu frauen- und gleichstellungsrelevanten 
Angelegenheiten bei Bildung der Verwaltungs-
meinung berücksichtigt wird. Die näheren Einzel-
heiten regelt eine Dienstanweisung der Regional-
direktorin/des Regionaldirektors.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann an den
Sitzungen der Verbandsversammlung, des Vorstan-
des und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch
für nichtöffentliche Sitzungen. Ihr ist auf Wunsch
das Wort zu erteilen.

(5) Der Frauenförderplan in der jeweils gültigen
Fassung ist Bestandteil dieser Verbandsordnung.

Teil VI

§ 18
Finanz- und Vermögensauseinandersetzungen

bei Austrittsvereinbarung oder Kündigung

§ 19
Übernahme oder Aufgabe freiwilliger Aufgaben

Die im § 4 Abs. 2 Ziffer 1, 2 und 3 RVRG beschrie-
benen Aufgaben sind vom Kommunalverband
Ruhrgebiet wahrgenommen worden und unmittel-
bar auf den Regionalverband Ruhr übergegangen.

Dazu zählen insbesondere:

1. Die Trägerschaft und Mitwirkung bei regiona-
len Kultur- und Sportprojekten.

2. Durchführung von vermessungstechnischen und
kartographischen Arbeiten für das Verbandsge-
biet.

3. Beteiligung an der Errichtung und dem Betrieb
von Freizeitanlagen mit überörtlicher Bedeu-
tung. Diese Einrichtungen sind in einer Anlage
zu dieser Verbandsordnung aufgeführt.

Teil VII

§ 20
Öffentliche Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachungen des Verbandes und
der Verbandsversammlung werden in den Amts-
blättern der Bezirksregierungen Arnsberg, Düssel-
dorf und Münster vollzogen.

Sitzungstermine des Vorstandes und der Aus-
schüsse nebst Tagesordnungen werden im „Infor-
mationsdienst Ruhr (idr)“ des Verbandes veröf-
fentlicht.

§ 21
In-Kraft-Treten

Diese Verbandsordnung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
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Hauptsatzung vom 23. Januar 1995, zuletzt geän-
dert am 25. November 2002, außer Kraft.

Die Verbandsordnung und der Hinweis werden
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Essen, den 20. Dezember 2005

Wolfgang Kerak

Vorsitzender 
der Verbandsversammlung

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften des Geset-
zes über den Regionalverband Ruhr beim Zustan-
dekommen dieser Verbandsordnung nach Ablauf
eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nach
§ 7 Abs. 2 RVRG nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) diese Verbandsordnung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer
hat den Beschluss der Verbandsversammlung
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
dem Verband vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Bestätigungserklärung
Ich bestätige, dass der Wortlaut der Verbandsord-
nung des Regionalverbandes Ruhr mit dem Be-
schluss der Verbandsversammlung vom 19.09.2005
(Drucksache Nr. 11/74/1) und dem Änderungsbe-
schluss der Verbandsversammlung vom 28.11.2005
(Drucksache Nr. 11/74/2) übereinstimmt und dass
nach den Vorschriften der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommunalem
Ortsrecht (BekanntmVO) vom 26. August 1999 (GV.
NW. S. 516) zuletzt geändert durch Art. 4 Gesetz
vom 19. April 2003 (GV. NRW. S. 254) verfahren
worden ist.

Essen, den 20. Dezember 2005

Der Regionaldirektor:

Heinz-Dieter Klink

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 478

565 Bekanntmachung 
der Haushaltssatzung des Zweckverbandes 

„Naturpark Schwalm-Nette“ für das 
Haushaltsjahr 2006

Aufgrund des § 18 Abs. 1 des Gesetzes über kom-
munale Gemeinschaftsarbeit in der Fassung der
Bekanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NW. S. 621)
in Verbindung mit § 53 Abs. 1 der Kreisordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994
(GV. NW. S. 647) zuletzt geändert durch Gesetz

vom 30.04.2002 und den §§ 77 ff. a.F. der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom
14.07.1994 (GV. NW. S. 666) zuletzt geändert durch
Gesetz vom 29.04.2003 hat die Verbandsversamm-
lung des Zweckverbandes „Naturpark Schwalm-
Nette“ am 16.11.2005 folgende Haushaltssatzung
erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2006, der
die für die Erfüllung der Aufgaben des Zweckver-
bandes voraussichtlich eingehenden Einnahmen,
zu leistenden Ausgaben und notwendigen Ver-
pflichtungsermächtigungen enthält, wird

im Verwaltungshaushalt 

in der Einnahme auf 923.353 ¤

in der Ausgabe auf 923.353 ¤

im Vermögenshaushalt

in der Einnahme auf 90.650 ¤

in der Ausgabe auf 90.650 ¤

festgesetzt.

§ 2
Kredite werden nicht veranschlagt.

§ 3
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht ver-
anschlagt.

§ 4
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Haus-
haltsjahr zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben
in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf
25.000 ¤ festgesetzt.

§ 5
Die Verbandsumlage wird wie folgt festgesetzt:

1. Verwaltungsumlage 737.473 ¤

2. Investitionsumlage 31.340 ¤ 

Die Beteiligung der Mitglieder an der Verbands-
umlage richtet sich nach § 14 Abs. 2 und 3 der Ver-
bandssatzung.

§ 6
– entfällt –

§ 7
Alle Ansätze der Hauptgruppe 4 sind gegenseitig
deckungsfähig.

Soweit Einnahmen des Verwaltungs- und Vermö-
genshaushaltes auf die Verwendung für bestimmte
Ausgaben beschränkt sind, erhöhen Mehreinnah-
men grundsätzlich die entsprechende Ausgabeer-
mächtigung. Die Beschränkung ist durch einen
Zweckbindungsvermerk ausgewiesen.

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haus-
haltsjahr 2006 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die erforderliche Genehmigung, zu § 5 der
Haushaltssatzung ist von der Bezirksregierung
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Düsseldorf mit Verfügung vom 06.12.2005 erteilt
worden.

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit, der Satzung des Zweckverbandes
oder der Kreisordnung kann gegen diese Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit Ihrer Verkündung
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
dass

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

b) die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden ist,

c) der Verbandsvorsteher den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet hat oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber
dem Zweckverband vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache
bezeichnet worden ist, die den Mangel ergibt.

Erkelenz, den 17. Dezember 2005

Der Vorsitzende 
der Verbandsversammlung

Dr. Hachen

Bestätigungserklärung
Es wird hiermit bestätigt, dass der Wortlaut der in
der vorstehenden Bekanntmachung aufgeführten
Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Natur-
park Schwalm-Nette für das Haushaltsjahr 2006
mit dem Beschluss der Verbandsversammlung vom
16.11.2005 übereinstimmt.

§ 2 Abs. 1 und 2 der Bekanntmachungsverordnung
vom 07.04.1981 (GV. NW. S. 224) sind beachtet
worden.

Viersen, den 14. Dezember 2005

Der Verbandsvorsteher 

Bielefeld

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 484

566 Bekanntmachung der Sitzung und
Tagesordnung des Abfallwirtschaftsverbandes 

Borken-Wesel

Am Montag, 16.01.2005, findet um 15.00 Uhr im
Sitzungsraum 001 am Sitz des Abfallwirtschafts-
verbandes, Graftstraße 25, 47475 Kamp-Lintfort,
die konstituierende Sitzung der Zweckverbands-
versammlung des Abfallwirtschaftsverbandes Bor-
ken-Wesel statt.

Tagesordnung:
Öffentlicher Teil
1 Eröffnung der Sitzung und Begrüßung durch

den Altersvorsitzenden

2 Bestätigung der Sitzungsleitung bis zur Wahl
des Vorsitzenden

3 Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung
und Beschlussfähigkeit

4 Bestellung eines Schriftführers/stv. Schriftfüh-
rers

5 Bestellung eines Mitgliedes der Verbandsver-
sammlung zur Mitunterzeichnung der Nieder-
schriften

6 Wahl des/der Vorsitzenden und des/der stell-
vertretenden Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung

7 Beschluss über die Geschäftsordnung der Ver-
bandsversammlung

8 Wahl des Verbandsvorstehers

9 Satzung über die Festsetzung der Veranla-
gungsregeln zur Verteilung der Beitragslast auf
die Mitglieder des Abfallwirtschaftsverbandes
Borken-Wesel

10 Wirtschaftsplan des Abfallwirtschaftsverban-
des Borken-Wesel für das Jahr 2006

11 Geschäftsverteilungsplan des Abfallwirt-
schaftsverbandes

12 Entwicklung eines Corporate Designs für den
Abfallwirtschaftsverband

13 Fortschreibung der Abfallwirtschaftskonzepte
der Kreise Borken und Wesel

14 Verschiedenes

Wesel, Borken, den 22. Dezember 2005

Gerd Wiesmann Dr. Ansgar Müller

Landrat Kreis Borken Landrat Kreis Wesel

Abl. Reg. Ddf. 2005 S. 485
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